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Vorwort

Technologie beeinflusst die Wirtschaft, und die Wirtschaft beeinflusst Regulierung. So ist im 
Allgemeinen die Reihenfolge. Die Vorschriften entstehen üblicherweise später, und bisweilen sind 
sie dann irgendwann auch schon überholt. 

Die europäischen Vorschriften zum Urheberrecht wurden zuletzt vor knapp fünfzehn Jahren an 
die technologische Entwicklung angepasst. Dies betraf insbesondere das Konzept der öffentlichen 
Wiedergabe, welches das Recht der Öffentlichkeit beinhaltet, zu Zeiten und am Ort ihrer Wahl 
Zugang zu urheberrechtlich geschützten Werken zu haben. Zwischenzeitlich sind zahlreiche 
audiovisuelle Dienste im Internet entstanden, es ist jedoch nicht immer eindeutig, ob bestimmte 
Fälle von Online-Zugänglichmachung audiovisueller Inhalte vom Recht auf öffentliche Wiedergabe 
gedeckt werden, wie es in der Urheberrechtsrichtlinie (InfoSoc-Richtlinie) definiert ist. Weiterhin 
interessant und wissenswert ist, wann es einen Rechtsfall zu Weiterverbreitung im Sinne der 
Satelliten- und Kabelrichtlinie gegeben hat, die seit 1993 unverändert ist. Ist es möglicherweise 
an der Zeit, eine Neujustierung dieser Richtlinien ins Auge zu fassen? 

Der Leitbeitrag dieser Ausgabe von IRIS plus untersucht die Kriterien, die im Laufe der Jahre 
vom Gerichtshof der Europäischen Union (EuGH) entwickelt wurden, um zu bewerten, ob eine 
„öffentliche Wiedergabe“ im Sinne der InfoSoc-Richtlinie stattgefunden hat. Diese Kriterien 
werden herangezogen, um die Identität des „Nutzers“, die Definition der „Öffentlichkeit“, den 
kommerziellen Charakter der öffentlichen Wiedergabe und das Konzept des „neuen Publikums“ zu 
bestimmen. 

Eine Bewertung nach all diesen Kriterien vorzunehmen, könnte sich als reichlich komplexes 
Unterfangen erweisen, wenn es um Live-Streams von Fernsehsendungen oder Hyperlinks zu 
Internetseiten geht, bei denen zwischen Standardhyperlinks, eingebetteten Links und Framing-
Links unterschieden wird. Die Verfasser des Leitbeitrags, Lucie Guibault und João Pedro Quintais, 
untersuchen die europäische Rechtsprechung zu jedem dieser Fälle und leiten uns durch die 
verschiedenen Szenarien technischer Einschränkungen, daraus resultierender Nichtverfügbarkeit 
von Inhalten, vertraglicher Einschränkungen, des Zugangs zu nicht freigegebenen Inhalten und 
unlauteren Wettbewerbs. 

Kabelweiterverbreitung ist ein weiteres Thema, das bei der technologischen Entwicklung und 
beim Geltungsbereich der Urheberrechtsvorschriften eine Rolle spielt. Die „üblichen Verdächtigen“ 
sind hier die Satelliten- und Kabelrichtlinie und das Erfordernis einer „Weiterverbreitung“, um 
die verpflichtende kollektive Wahrnehmung von Rechten zu begründen. Die Verfasser betrachten 
eingehend den Sachverhalt der „Direkteinspeisung“, wobei sie jüngste Entscheidungen 
niederländischer und norwegischer Gerichte berücksichtigen, die urteilten, es liege keine 
Weiterverbreitung vor, wenn es keine „sekundäre Wiedergabe“ nach der „primären Wiedergabe“ 
gebe. Es sei darauf verwiesen, dass der EuGH vor Kurzem ersucht wurde, im Nachgang zu einer 
Vorabentscheidung in Belgien diese Frage zu behandeln. 
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Der Abschnitt Berichterstattung dieser Ausgabe von IRIS plus befasst sich mit Entscheidungen 
des EuGH und nationaler Gerichte. Er bietet einen Einblick in jüngste Entwicklungen bei Privatkopien 
und bei der Haftung von Diensteanbietern  im Fall von Online-Rechtsverletzungen. Darüber hinaus 
finden sich interessante Fälle, in denen diese Haftung ausgeschlossen ist. 

Der Zoom konzentriert sich auf die Frage des grenzüberschreitenden Zugangs zu Online-
Inhalten. Francisco Cabrera und Sophie Valais präsentieren einen Überblick über die jüngsten 
Initiativen auf EU-Ebene, nämlich den Interessenvertreterdialog „Lizenzen für ganz Europa“ sowie 
die öffentliche Konsultation zur Überprüfung der EU-Urheberrechtsvorschriften, die beide 2013 
eingeleitet wurden. Sie werfen zudem einen Blick auf die Ankündigungen der neu gewählten 
Kommission zu zukünftigen Programmen. 

Strasbourg, November 2014
Maja Cappello

IRIS-Koordinatorin
Leiterin der Abteilung für juristische Informationen 

Europäische Audiovisuelle Informationsstelle
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Urheberrecht, Technologie 
und Verwertung audiovisueller 

Werke in der Europäischen Union 
Lucie Guibault und João Pedro Quintais 

Institut für Informationsrecht (IViR), Universität Amsterdam

I. Einführung 

Vor zwei Generationen1 schauten die europäischen Zuschauer Spielfilme im Kino und im 
Programm ihrer lokalen oder nationalen Fernsehsender. Vor etwa einer Generation eröffneten auf-
kommender Satellitenrundfunk und die Kabelweiterverbreitung neue Horizonte für audiovisuelle 
Werke und ebenso für deren Publikum: Ab sofort konnten ausländische Produktionen nicht mehr 
nur im Kino, sondern auch bequem zu Hause konsumiert werden. Heute, weniger als eine halbe 
Generation später, erlaubt es die Digitaltechnik immer mehr europäischen Zuschauern, Filme und 
Sendungen aus aller Welt auf ihren HD-Fernsehempfängern, Computern und mobilen Endgeräten 
zu sehen. Audiovisuelle Werke stehen inzwischen über die Rundfunkverbreitung (einschließlich 
Satellitenrundfunk), Weiterverbreitung, Webcast, Bezahlfernsehen, Video-on-Demand, Streaming, 
internetbasierte Videoplattformen, Videoabruf-Dienste (VoD-Dienste) und zahllose andere Kanäle 
zur Verfügung. Die meisten dieser Dienste werden gebietsabhängig und zu unterschiedlichen 
Bedingungen angeboten.2

Um mit dem Fortschritt der Digitaltechnik Schritt zu halten, werden ständig neue Geschäfts-
modelle für die Produktion und den Vertrieb von Filmen und Fernsehprogrammen entwickelt, mit 
denen das Angebot an audiovisuellen Werken an die Nachfrage nach diesen Werken angepasst 
werden soll. Diesen Modellen liegt die Erwartung der Rechteinhaber zugrunde, dass ihnen das 
Gesetz in jedem Geschäftsterritorium das Recht zuspricht, anderen die Verwertung ihres Werkes zu 
erlauben oder zu verbieten, oder dass sie in Ermangelung ausschließlicher Rechte zumindest mit 
der Zahlung einer angemessenen Vergütung für die Nutzung ihrer Werke rechnen können. Neue 
Geschäftsmodelle zur Förderung innovativer Werkverwertungsformen werden nur dann entwickelt, 
wenn sich die Rechteinhaber bzw. die vanghon ihnen Ermächtigten auf einen vorhandenen 
Urheberrechtsrahmen stützen können, um die Rechte an ihren audiovisuellen Werken zu lizensieren 
und in jedem Territorium geltend zu machen. Ohne gesetzlichen Schutz könnte aus der Verwer-
tung dieser Werke kein Einkommen erwirtschaftet werden, und es würden keine Neuinvestitionen 
erfolgen. 

1)  Eine Generation umfasst ca. 25 Jahre: http://de.wikipedia.org/wiki/Generation
2)  N. Helberger u. a., Digital Consumers and the Law: Towards a Cohesive European Framework, Kluwer Law International: 

Alphen aan den Rijn, 2013.



2014-4  p.10

© 2014, Europäische Audiovisuelle Informationsstelle, Straßburg (Frankreich)

LEITBEITRAG

Im Laufe der Jahre wurde der europäische Rechtsrahmen für das Urheberrecht immerwieder 
angeglichen, um die Regelung den jeweiligen technischen Gegebenheiten anzupassen. Die jüngsten 
Neuerungen im allgemeinen Recht der öffentlichen Wiedergabe brachte die Richtlinie 2001/29/EG 
zur Harmonisierung bestimmter Aspekte des Urheberrechts und der verwandten Schutzrechte in 
der Informationsgesellschaft (Info-Soc-Richtlinie), indem sie das Recht einführte, Werke öffentlich 
so zugänglich zu machen, dass sie Mitgliedern der Öffentlichkeit von Orten und zu Zeiten ihrer 
Wahl zugänglich sind. Neue Formen der Onlineverwertung von Werken, darunter Streaming, Video 
auf Abruf oder Webcast zählen legitimerweise zum breiten Anwendungsbereich des Rechts der 
öffentlichen Wiedergabe. Tun sie das wirklich? Es stellt sich die Frage, ob diese oder künftige 
öffentliche Wiedergabeverfahren tatsächlich vom Ausschließlichkeitsrecht des Inhabers abgedeckt 
werden. Anders formuliert: Anhand welcher Kriterien kann eine Verwertungsform als eine Handlung 
der öffentlichen Wiedergabe im Sinne des europäischen Urheberrecht-Besitzstandes eingestuft 
werden? Bei der Auslegung und Abgrenzung des Geltungsbereichs des ausschließlichen Rechts der 
öffentlichen Wiedergabe kommt den nationalen Gerichten und mehr noch dem Gerichtshof der 
Europäischen Union eine wichtige Rolle zu.

Neue Digitaltechniken können jedoch auch existierende Geschäftsmodelle ernsthaft in 
Fragestellen, wenn beispielsweise neue Verwertungsformen ältere Formen ablösen. Bei Geschäfts-
modellen, die auf einem spezifischen, technologieabhängigen Rechtssystem basieren, kann es 
zu Rechtsunsicherheit kommen. Solche Situationen ergaben sich in mehreren Mitgliedstaaten 
im Zusammenhang mit der Kabelweiterverbreitung. Die Vergütung der Kabelweiterverbreitung 
von Programmen wird im Rahmen des europäischen Besitzstands durch ein gesondertes Rechts-
system geregelt.3 Richtlinie 93/83/EG zur Koordinierung bestimmter urheber- und leistungs-
schutzrechtlicher Vorschriften betreffend Satellitenrundfunk und Kabelweiterverbreitung (Kabel-
Satelliten-Richtlinie)4 definiert die „Kabelweiterverbreitung“ als „die zeitgleiche, unveränderte  
und vollständige Weiterverbreitung einer drahtlosen oder drahtgebundenen, erdgebundenen 
oder durch Satellit übermittelten Erstsendung von Fernseh- oder Hörfunkprogrammen, die zum 
öffentlichen Empfang bestimmt sind, aus einem anderen Mitgliedstaat durch Kabel- oder Mikro-
wellensysteme.“

Doch was geschieht, wenn keine „Weiterverbreitung“ mehr stattfindet? Wie ist das Recht 
auszulegen und mit welchen Folgen für die Rechteinhaber?5 Anders gefragt: Wenn das, was die 
Rundfunksender tun, nicht mehr als Weiterverbreitung im Sinne der Kabel-Satelliten-Richtlinie gilt, 
ist diese Tätigkeit nunmehr als öffentliche Wiedergabe im Sinne der InfoSoc-Richtlinie anzusehen? 
Dürfen die Rechteinhaber dann, statt eine angemessene Vergütung für die Weiterverbreitung zu 
fordern, auf der Grundlage ihrer Ausschließlichkeitsrechte Lizenzgebühren verlangen? 

In zwei unterschiedlichen, doch miteinander verbundenen Herangehensweisen soll untersucht 
werden, inwieweit sich die digitale Netzwerktechnologie nach dem anwendbaren EU-Urheber-
recht auf die Verwertung audiovisueller Werke auswirkt. Zunächst wird analysiert, ob die 
Verwertung von Werken im Internet unter den Geltungsbereich des Rechts der öffentlichen 
Wiedergabe fällt, und anschließend, wie sich die Digitaltechnik auf die Ausübung verschiedener 
Formen der öffentlichen Wiedergabe und insbesondere auf das Recht der Kabelweiterverbreitung 
auswirkt. Der Artikel ist im Übrigen wie folgt gegliedert: Kapitel 2 vermittelt einen allgemeinen 
Überblick über den vom europäischen Besitzstand im Bereich der öffentlichen Wiedergabe 
geschaffenen Rechtsrahmen. In Kapitel 3 werden die Auswirkungen der Internetnutzung als Ver-
wertungsart für audiovisuelle Werke und insbesondere die vom Gerichtshof der Europäischen 
Union im Zusammenhang mit der Wiedergabe im Internet vorgenommene Auslegung des in der 
InfoSoc-Richtlinie verankerten Begriffs der „öffentlichen Wiedergabe“ analysiert. In Kapitel 4 

3)  Hugenholtz P. B., „Die Satelliten- und Kabelrichtlinie: Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft”, IRIS plus 2009-8, 
Europäische Audiovisuelle Informationsstelle, Straßburg, 2009, S. 7.

4)  Richtlinie 93/83/EWG des Rates vom 27. September 1993 zur Koordinierung bestimmter urheber- und 
leistungsschutzrechtlicher Vorschriften betreffend Satellitenrundfunk und Kabelweiterverbreitung, Amtsblatt Nr. L 248 
vom 06.10.1993 S. 0015 - 0021

5)  Triaille J.-P. u. a., Study on the application of Directive 2001/29/EC on copyright and related rights in the information 
society, De Wolf and partners, PN/2009-35/D, Brüssel, Dezember 2013, S. 199 ff.
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werden anhand der einschlägigen Rechtsprechung des Gerichtshofs sowie der nationalen Recht- 
sprechungen die Auswirkungen der Digitaltechnik auf das Regelwerk für die Kabelweiterverbreitung 
und auf die Tätigkeit der Kabelunternehmen erörtert. Kapitel 5 enthält Schlussfolgerungen im 
Hinblick auf den Anwendungsbereich des Rechts der öffentlichen Wiedergabe, die Zukunft des 
Kabelweiterverbreitungsrechts und die Ausübung ausschließlicher Rechte im digitalen Umfeld. 

II. Die aktuellen Rahmenbedingungen: Welche Verwertungsrechte? 

1. Rechtsrahmen

Wirtschaftsrechte lassen sich in Erlaubnis- und Verbotsrechte einerseits und Vergütungsrechte 
andererseits einteilen. Mit der InfoSoc-Richtlinie wurden die drei wichtigsten Wirtschaftsrecht-
Kategorien (Vervielfältigungs-, Verbreitungs- und Wiedergaberechte) für urheberrechtlich ge-
schützte und verwandte Schutzgüter weitgehend harmonisiert. Die Richtlinie lehnt sich stark 
an die von der Weltorganisation für geistiges Eigentum (WIPO) geschlossenen Internetverträge 
(Urheberrechtsvertrag WCT, WIPO-Vertrag über Darbietungen und Tonträger, WPPT) an, die 
ihrerseits auf der Berner Übereinkunft, der Römer Übereinkunft und dem Übereinkommen über 
handelsbezogene Aspekte der Rechte am geistigen Eigentum (TRIPS) aufbauen.

Artikel 2 der Richtlinie enthält eine allgemeine und umfassende Begriffsbestimmung des 
Vervielfältigungsrechts, die alle erheblichen Vervielfältigungstatbestände abdeckt, gleich ob online, 
offline, in körperlicher oder unkörperlicher Form. Um den gemeinschaftlichen Besitzstand an die 
Bedürfnisse der Rechteinhaber anzupassen, spricht die InfoSoc-Richtlinie das Vervielfältigungs- 
recht den Urhebern, ausübenden Künstlern, Tonträger- und Filmherstellern und den Sendeunter-
nehmen zu. Hinsichtlich der vervielfältigungsrechtlich geschützten Handlungen genießt jeder 
Begünstigte denselben Grad an Schutz seines Werkes oder Schutzgegenstands.6 In der Praxis  
bewirkt die sehr umfassende Definition des Vervielfältigungsrechts eine Überschneidung mit 
dem Recht der öffentlichen Wiedergabe. Tatsächlich deckt das Vervielfältigungsrecht praktisch 
jede Form der Nutzung eines Werks oder sonstiger Schutzgegenstände ab, auch wenn ähnliche 
Nutzungshandlungen in der analogen Welt (etwa der Empfang eines Fernsehsignals oder die Lektüre 
eines Buchs) eindeutig außerhalb des Anwendungsbereichs des Urheberschutzes anzusiedeln 
wären.7 Das Vervielfältigungsrecht erstreckt sich in der Praxis auf alle an der Verbreitung und 
Nutzung geschützter Werke und sonstiger Schutzgegenstände Beteiligten - selbst wenn im 
Bereich der physischen Distribution ihre Rolle – insbesondere die des reinen Durchleiters – 
keine urheberrechtlich erhebliche Handlung umfasst. Doch der breit gefasste Geltungsbereich 
des Vervielfältigungsrechts erhöht auch die Anzahl der urheberrechtlichen Handlungen von 
Inhalteanbietern wie Sendeunternehmen oder Internetanbietern – mit der Folge, dass für 
einheitliche Nutzungshandlungen vielfache Lizenzen erforderlich sind.8

In Übereinstimmung mit den völkerrechtlichen Verpflichtungen Europas9 räumt Artikel 
3 Abs. 1 der InfoSoc-Richtlinie den Urhebern das generelle ausschließliche Recht ein, „die 
drahtgebundene oder drahtlose öffentliche Wiedergabe ihrer Werke einschließlich der öffentlichen 
Zugänglichmachung der Werke in der Weise, dass sie Mitgliedern der Öffentlichkeit von Orten und 
zu Zeiten ihrer Wahl zugänglich sind, zu erlauben oder zu verbieten“. Mit dieser Bestimmung soll 

6)  Guibault L. „Le tir manqué de la Directive européenne sur le droit d’auteur dans la société de l’information”, Cahiers de 
propriété intellectuelle, 2003-2, S. 545.

7)  Siehe u. a. Hugenholtz P. B., „Adapting copyright to the information superhighway”, in Hugenholtz P. B. (Ed.), The future 
of copyright in a digital environment, Kluwer Law International, Den Haag, 1996, S. 81-102 und 92-93; Westkamp G., 
„Towards access control in UK Copyright law?”, Cri, 2003-1, S. 11-16; Hart M., „The Copyright in the information society 
directive; an overview”, EIPR, 2002, S. 58-64; Spoor J., „The copyright approach to copying on the internet: (over)
stretching the reproduction right?”, in Hugenholtz P.B. (Ed.), 1996, a. a. O., S. 67-79

8)  Guibault L. u. a. „Study on the Implementation and Effect in Member States‘ Laws of Directive 2001/29/EC on the 
Harmonisation of Certain Aspects of Copyright and Related Rights in the Information Society, Report to the European 
Commission, DG Internal Market, Februar 2007, S. 24.

9)  Art. 8 WIPO-Urheberrechtsvertrag sowie Art. 10 und 14 WIPO-Vertrag über Darbietungen und Tonträger (WPPT), 
unterzeichnet am 21. Dezember 1996 in Genf.
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hauptsächlich klargestellt werden, dass dieses Recht interaktive „Abruf“-Dienste einschließt. Sie 
bietet Rechtssicherheit, indem sie bestätigt, dass das Recht der öffentlichen Wiedergabe auch dann 
gilt, wenn Teile der Öffentlichkeit an unterschiedlichen Orten und zu unterschiedlichen Zeiten 
einzelne Werke auf öffentlich zugänglichen Websites abrufen können. Diese Bestimmung regelt 
nicht nur Handlungen der öffentlichen Online-Zugänglichmachung von Werken, sondern auch 
herkömmliche Formen der öffentlichen Wiedergabe wie etwa die Rundfunkausstrahlung. Tatsäch- 
lich stellt die Delinearisierung gegenüber der Rundfunkausstrahlung eine der größten Heraus-
forderungen des Rechts der Zugänglichmachung dar. Zwischen beiden muss eindeutig unter- 
schieden werden, um für alle Beteiligten Rechtssicherheit zu gewährleisten.

Gemäß Art. 1 Abs. 2 InfoSoc-Richtlinie bleiben die geltenden gemeinschaftsrechtlichen Be-
stimmungen über die Programmausstrahlung durch Satelliten- und Kabelweiterverbreitung von der 
Richtlinie unberührt. Die Kabelweiterverbreitung wird von Artikel 8 der Kabel-Satelliten-Richtlinie 
geregelt, der besagt: „Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass die Kabelweiterverbreitung von 
Rundfunksendungen aus anderen Mitgliedstaaten in ihrem Staatsgebiet unter der Beachtung der 
anwendbaren Urheberrechte und verwandten Schutzrechte und auf der Grundlage individueller oder 
kollektiver Verträge zwischen den Urheberrechtsinhabern, den Leistungsschutzberechtigten und den 
Kabelunternehmen erfolgt.“ Artikel 9 der Kabel-Satelliten-Richtlinie schreibt vor, dass „das Recht 
der Urheberrechtsinhaber und der Inhaber verwandter Schutzrechte, einem Kabelunternehmen die 
Erlaubnis zur Kabelweiterverbreitung zu erteilen oder zu verweigern, nur durch Verwertungsgesell-
schaften geltend gemacht werden kann.“ Wie eingangs erwähnt, wird die Kabelweiterverbreitung 
in dem für sie geltenden Regelwerk als „die zeitgleiche, unveränderte und vollständige 
Weiterverbreitung einer [...] Erstsendung [...] aus einem anderen Mitgliedstaat durch Kabel- oder 
Mikrowellensysteme“ definiert. Erfüllt die Sendung nicht alle Bedingungen der Definition, wird 
die Pflicht der kollektiven Rechtewahrnehmung hinfällig; dies wird im nachstehenden Kapitel 4 
ausgeführt.10

Seit der Verabschiedung der InfoSoc-Richtlinie im Jahr 2001 hat der Klärungsbedarf bei der 
Auslegung des Begriffs „öffentliche Wiedergabe“ zu zahlreichen Vorabentscheidungsersuchen 
beim Gerichtshof der Europäischen Union geführt. Interessanterweise lässt sich anhand der 
Rechtssachen eine Entwicklung der dem Gerichtshof zur Prüfung vorgelegten Verwertungsarten 
beobachten - von der Signalausstrahlung durch terrestrische Sendeanlagen zwischen Töchtern 
desselben Sendeunternehmens11 über Fernseh- bzw. Radiogeräte in Hotelzimmern, mittels derer der 
Hotelinhaber ein Rundfunksignal verbreitet12, und die Verbreitung von Sendungen urheberrechtlich 
geschützter Werke in Gastwirtschaften13 bis hin zur einmaligen öffentlichen Wiedergabe über 
Satellit14 und zum Abspielen von Musik im Wartezimmer einer Zahnarztpraxis.15 Der Gerichtshof 
entwickelte im Lauf der Zeit verschiedene Kriterien, an Hand derer er beurteilt, ob eine bestimmte 
Art der Wiedergabe eine „öffentliche Wiedergabe“ darstellt oder nicht. Aus den verschiedenen 
Rechtssachen lassen sich vier Hauptmerkmale herausfiltern:

1) Die Identität des „Nutzers“

Nach Auffassung des Gerichtshofs der Europäischen Union vollzieht der „Nutzer“ (d.h. die 
Person, die ein Kommunikationsmittel nutzt) eine Wiedergabe, sofern er in voller Kenntnis der 
Folgen seines Verhaltens seinen Kunden Zugang zu den geschützten Werken verschafft. Ohne dieses 

10)  Hugenholtz P. B., „Die Satelliten- und Kabelrichtlinie: Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft”, IRIS plus 2009-8, 
Europäische Audiovisuelle Informationsstelle, Straßburg, 2009, S. 7.

11)  Gerichtshof der Europäischen Union, 14. Juli 2005, Rechtssache C-192/04, Lagardère Active Broadcast gegen Société pour 
la perception de la rémunération équitable (SPRE) und Gesellschaft zur Verwertung von Leistungsschutzrechten mbH (GVL), 
Sammlung der Rechtsprechung 2005 I-07199 (Lagardère)

12)  Gerichtshof der Europäischen Union, 7. Dezember 2006, Rechtssache C-306/05 (SGAE gegen Rafael Hoteles); Gerichtshof 
der Europäischen Union, 15. März 2012, Rechtssache C-162/10 (Phonographic Performance (Irland)).

13)  Gerichtshof der Europäischen Union, 4 .Oktober 2011, Rechtssache C-403/08 (FA Premier League gegen QC Leisure und 
Rechtssache C-429/08 Karen Murphy v. Media Protection Services Limited).

14)  Gerichtshof der Europäischen Union, 13. Oktober 2011, Rechtssachen C-431/09 und C-432-09 (Airfield/AGICOA). 
15)  Gerichtshof der Europäischen Union, 15. März 2012, Rechtssache C-135/10 (Società Consortile Fonografici (SCF)/Del 

Corso).
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absichtliche Tätigwerden würden die Kunden, auch wenn sie sich physisch im Empfangsgebiet des 
das Werk übermittelnden Signals befinden, nicht in den Genuss des ausgestrahlten Werks kommen.16 

Dieses Merkmal wurde in den Rechtssachen Premier League, Del Corso und Phonographic performance 
sehr flexibel ausgelegt: So wurde bei der Übertragung von Fußballspielen mittels Fernsehgerät 
in Gastwirtschaften, der Ausstrahlung von Musik in Hotelzimmern sowie in einer Zahnarztpraxis 
jeweils gleichermaßen das Tätigwerden des Nutzers nach obiger Definition vorausgesetzt. 

2) Bestimmung der „Öffentlichkeit“ 

Die „Öffentlichkeit“ wurde durchgehend als eine unbestimmte und verhältnismäßig große Zahl 
potenzieller Empfänger der Wiedergabe interpretiert. In der Rechtssache Phonographic Performance 
fasste der Gerichtshof seine vorangegangene Rechtsprechung wie folgt zusammen:

 Sodann hat der Gerichtshof zu dem Kriterium „recht viele Personen“ zum einen klargestellt, dass 
damit gemeint ist, dass der Begriff der Öffentlichkeit eine bestimmte Mindestschwelle beinhaltet, 
womit dieser Begriff eine allzu kleine oder gar unbedeutende Mehrzahl betroffener Personen 
ausschließt [...]. Zum anderen sind zur Bestimmung dieser Zahl von Personen die kumulativen 
Wirkungen zu berücksichtigen, die sich daraus ergeben, dass die Werke den potenziellen Leistungs-
empfängern zugänglich gemacht werden. In diesem Zusammenhang kommt es nicht nur darauf 
an, wie viele Personen gleichzeitig Zugang zu demselben Werk haben, sondern auch darauf, wie 
viele von ihnen in der Folge Zugang zu diesem Werk haben.17

Um in den Geltungsbereich der InfoSoc-Richtlinie zu fallen, muss die Wiedergabe aus einer 
bestimmten Entfernung an eine Öffentlichkeit erfolgen, die im Sinne von Erwägungsgrund 23 
besagter Richtlinie an dem Ort, an dem die Wiedergabe ihren Ursprung nimmt, nicht anwesend 
ist.18 Nach Auffassung des Gerichtshofs wird also vorausgesetzt, dass der Nutzer und Empfänger das 
Publikum der Wiedergabe gezielt an diese Wiedergabe heranführt und nicht nur zufällig „erwischt“.19 

3) Erwerbszweck einer öffentlichen Wiedergabe 

Unter Verweis auf die Rechtssache SGAE20 bekräftigte der Gerichtshof in mehreren Entscheidungen 
als dritten Gesichtspunkt, dass es nicht unerheblich ist, ob eine „Wiedergabe“ im Sinne von Art. 
3 Abs. 1 Richtlinie 2001/29 Erwerbszwecken dient.21 Der Gerichtshof begründete diese Überlegung 
mit der Feststellung, in einer Situation wie der in der Rechtssache Premier League geschilderten 
lasse „sich nicht bestreiten, dass zum einen der Inhaber die durch Rundfunk gesendeten Werke 
in seiner Gastwirtschaft überträgt, um daraus einen Nutzen zu ziehen, und zum anderen diese 
Übertragung geeignet ist, Gäste anzuziehen, die an den so übertragenen Werken interessiert 
sind. Die Übertragung wirkt sich folglich auf die Frequentierung dieser Gastwirtschaft und damit 
letztlich auf ihre wirtschaftlichen Ergebnisse aus.“ Tatsächlich gehörte dieses Kriterium zu den 
Tatbestandsmerkmalen der Rechtssache Del Corso, deren Prüfung den Gerichtshof veranlasste, das 
Abspielen von Musik im Wartezimmer einer Zahnarztpraxis nicht als öffentliche Wiedergabe im 
Sinne von Artikel 3 der InfoSoc-Richtlinie einzuordnen.22

Das vom Gerichtshof entwickelte Merkmal des Erwerbszwecks der Wiedergabe ist weniger eindeutig 
als die ersten beiden Kriterien. Es lässt sich im Hinblick auf den Wortlaut von Art. 3 Abs. 1 InfoSoc-
Richtlinie und die entsprechenden völkerrechtlichen Verpflichtungen nach WCT und WPPT nur schwer 

16)  Gerichtshof der Europäischen Union, 15. März 2012, Rechtssache C-162/10 (Phonographic Performance (Irland)), Randnr. 
31.

17)  Gerichtshof der Europäischen Union, 15. März 2012, Rechtssache C-162/10 (Phonographic Performance (Irland)), Randnr. 35. 
18)  Gerichtshof der Europäischen Union, 4. Oktober 2011, Rechtssache C-403/08 (FA Premier League gegen QC Leisure) und 

Rechtssache C-429/08 (Karen Murphy gegen Media Protection Services Limited), Randnr. 203.
19)  Gerichtshof der Europäischen Union, 15. März 2012, Rechtssache C-135/10 (Società Consortile Fonografici (SCF)/Del 

Corso), Randnr. 91.
20)  Gerichtshof der Europäischen Union, 7 Dezember 2006, Rechtssache C-306/05, (SGAE gegen Rafael Hoteles), Randnr. 44. 
21)  Gerichtshof der Europäischen Union, 4. Oktober 2011, Rechtssache C-403/08, Randnr. 204.
22)  Gerichtshof der Europäischen Union,15. März 2012, Rechtssache C-135/10 (Società Consortile Fonografici (SCF)/Del 

Corso), Randnr. 97.
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erklären. Keine dieser Vertragsbestimmungen deutet auch nur an, dass das Unternehmen, das die 
Wiedergabe vornimmt, Gewinnerzielungsabsichten verfolgen muss. Der Passus, in dem der Gerichtshof 
in der Rechtssache SGAE darauf verweist, scheint die Bedeutung dieses Merkmals abzuschwächen:

 Selbst wenn man, wie die Kommission der Europäischen Gemeinschaften, davon ausginge, dass 
die Gewinnerzielungsabsicht keine zwingende Voraussetzung für das Vorliegen einer öffentlichen 
Wiedergabe ist, ist folglich jedenfalls der Nachweis dafür erbracht, dass die Wiedergabe unter 
Umständen, wie sie im Ausgangsverfahren vorliegen, Erwerbszwecken dient.23

Angesichts der vorsichtigen Wortwahl des Gerichtshofs ist es durchaus bemerkenswert, dass dieses 
Merkmal in den späteren Rechtssachen so viel Aufmerksamkeit erhielt. Zudem mag es überraschen, 
dass an dieser Interpretation festgehalten wird, obwohl sie im Widerspruch zur althergebrachten 
Lizensierungspraxis der Verwertungsgesellschaften im Bereich der öffentlichen Wiedergabe von 
Musikwerken zu stehen scheint. Die Verwertungsgesellschaften gewähren Nutzern von Musik-
werken, die die Werke öffentlich wiedergeben, Lizenzen unabhängig von der wirtschaftlichen Natur 
ihres Handelns. So erhalten öffentliche und soziale Einrichtungen wie Krankenhäuser, Pflege- 
heime und Schulen entsprechende Lizenzen. Das wirft die Frage auf, ob die Interpretation des 
Gerichtshofs diesen Brauch der Verwertungsgesellschaften künftig beeinflussen wird. 

4) Der Begriff des „neuen Publikums“ 

In seinen Entscheidungen in den Rechtssachen SGAE, Airfield und Premier League vertrat der 
Gerichtshof die Auffassung, dass die Urheberrechtsinhaber die öffentliche Wiedergabe genehmigen 
müssen. Eine solche Genehmigung sei insbesondere dann einzuholen, wenn die Wiedergabe das 
geschützte Werk einem „neuen Publikum“ zugänglich mache, d.h. einem Publikum, an das die 
Urheber der geschützten Werke beim Erteilen der Erlaubnis an eine andere Person nicht gedacht 
hätten.24 Der Ursprung dieses Merkmals ist ebenfalls relativ unklar. Der Gerichtshof beruft sich 
dabei auf Erwägungsgrund 17 der Kabel-Satelliten-Richtlinie, wonach den Inhabern der betroffenen 
Rechte für die öffentliche Wiedergabe ihrer Werke über Satellit eine angemessene Vergütung 
gewährleistet sein muss, die allen Aspekten der Sendung wie etwa ihrer tatsächlichen und 
potenziellen Einschaltquote, Rechnung trägt. Mit anderen Worten: Der Gerichtshof verknüpft den 
Begriff der „potenziellen Einschaltquote“ konsequent mit dem des „neuen Publikums“, wobei beide 
Begriffe sehr zweideutig sind, unterschiedlich ausgelegt werden können und sich in der Praxis nur 
schwer präzisieren lassen. 

2. Verwertungsrechte im Bereich der audiovisuellen Medien 

Vor diesem Hintergrund beruht das derzeit vorherrschende Verwertungsmodell in der Film-
industrie auf der individuellen Rechtewahrnehmung nach den Prinzipien der Ausschließlich-
keit und der Vertragsfreiheit. Anders als in der Musikindustrie üblich, werden alle einschlägigen 
Rechte bei den Filmproduzenten zusammengefasst, womit Fragmentierungsprobleme – das 
Haupthindernis bei der multiterritorialen Lizensierung – ausgeräumt werden. Entsprechend der 
eher räumlichen Logik des Urheberrechts ist der Filmlizensierungsmarkt der EU jedoch eher 
ein national aufgebauter Markt. Die jüngste Initiative Lizenzen für Europa zeigt, dass sich die 
Medienbranche der durch die grenzüberschreitende Zugänglichkeit gestellten Herausforde- 
rungen offenbar bewusst ist und diese im Rahmen einer Exklusivität des Urheberrechts und eines 
flexiblen, marktorientierten Lizensierungssystems zu lösen sucht.25 So wurden Zusagen gemacht,  
die grenzüberschreitende Portabilität von Abonnement-Diensten für Verbraucher weiterzuent-
wickeln und die Identifizierbarkeit und Auffindbarkeit audiovisueller Online-Inhalte zu verbessern, 

23)  Gerichtshof der Europäischen Union, 7. Dezember 2006, Rechtssache C-306/05, (SGAE v. Rafael Hoteles), Randnr. 44.
24)  Gerichtshof der Europäischen Union, 13. Oktober 2011,Rechtssachen C-431/09 und C-432-09 (Airfield/AGICOA), Abs. 72.
25)  Siehe dazu die folgenden Stellungnahmen der Lizenzen für Europa-Audiovisual Subgroup 2013: Language Versioning…; 

Statement by EuroVoD on Portability… ; Joint Statement on Cross-border Portability of lawfully-acquired Audiovisual 
Content. Alle Dokumente sind auf der Website von Lizenzen für Europa abrufbar: http://ec.europa.eu/licences-for-
europe-dialogue/en/content/about-site
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um das Angebot an legalen Inhalten auszubauen.26 Legale Angebote werden als das wirksamste 
Mittel zur Eindämmung der massiven Online-Piraterie angesehen.27 Aus Verbrauchersicht werden 
die durch die gebietsabhängige Verwertung und technische Maßnahmen verursachten Zugangs- 
beschränkungen für audiovisuelle Mediendienste als problematisch empfunden; sie führen zu 
Beschwerden wegen ungerechtfertigter Preisdiskriminierung, künstlicher Marktaufteilung und 
mangelnder Transparenz. Die meisten Onlinedienste-Anbieter teilen einige dieser Befürchtungen 
im Zusammenhang mit der grenzüberschreitenden Verfügbarkeit von Inhalten.28

Bei der künftigen Ausgestaltung der audiovisuellen Landschaft kommt dem Urheberrecht 
eine Schlüsselrolle zu. Da die Online-Verbreitung audiovisueller Werke meist die Vervielfältigung 
audiovisueller Werke bzw. Online-Verbreitung von Werken (Browsen, Herunterladen, Streaming, 
Hochladen, Verlinkung) umfasst, wirkt sich die Auslegung des Geltungsbereichs der Vervielfältigungs- 
und. Wiedergabe- bzw. Zugänglichmachungsrechte auf den Rechtsstatus bestehender und künf-
tiger Angebote aus. Der schwankende Geltungsbereich dieser Rechte, die Herausforderungen 
der Lokalisierung des Rechts der Zugänglichmachung und die potenzielle Anwendbarkeit beider 
Rechte auf ein und dieselbe Handlung der Digitalverbreitung werfen Probleme bei der Lizensierung 
und Durchsetzung dieser Rechte auf, zu denen die verschiedenen Kategorien der Rechteinhaber, 
Diensteanbieter und Verbraucher jeweils unterschiedliche Positionen vertreten.29

In dieser Hinsicht bietet die InfoSoc-Richtlinie normative Leitlinien, indem sie empfiehlt, 
dass die Bestimmungen im Bereich des Urheberrechts „angepasst und ergänzt werden, um den 
wirtschaftlichen Gegebenheiten, z. B. den neuen Formen der Verwertung, in angemessener Weise 
Rechnung zu tragen‘, wenn auch „kein Bedarf an neuen Konzepten für den Schutz des geistigen 
Eigentums“ bestehe.30 Bei der Interpretation des gemeinschaftlichen Besitzstandes und seiner 
Umsetzung in den Mitgliedsstaaten scheinen die nationalen Gerichte und der Gerichtshof der 
Europäischen Union diesen Leitlinien zu folgen – mit dem Ergebnis, dass sie den Geltungsbereich 
der Ausschließlichkeitsrechte unter Betonung des Rechts der öffentlichen Wiedergabe auf die 
alten und neuen Formen der Verwertung audiovisueller Werke zuschneiden. In den nachfolgenden 
Kapiteln werden die einschlägige Rechtsprechung und ihre Bedeutung ausführlicher untersucht.

III. Internet - eine neue Form der öffentlichen Wiedergabe?

Nach einer ersten Generation von Rechtsverfahren über die Interpretation des Rechts der öffentli-
chen Wiedergabe im Zusammenhang mit herkömmlicheren Verwertungsformen hat der Gerichtshof  
der Europäischen Union inzwischen über den Geltungsbereich des Rechts der öffentlichen 
Wiedergabe im Lichte neuer, durch das Internet ermöglichter Wiedergabeformen zu entscheiden, 
darunter Livestreaming von Fernsehsendungen oder Setzen von Hyperlinks zu Websites. In 
diesem Kapitel werden die vom Gerichtshof entwickelten Kriterien diskutiert, die sowohl auf 
die herkömmlichen als auch die internetbasierten Verwertungsformen Anwendung finden. Zwei 
entscheidende Problembereiche bei der Online-Bereitstellung audiovisueller Dienste werden von 
diesen Rechtssachen allerdings nicht ausdrücklich angesprochen: Die Überschneidungen zwischen 
dem Vervielfältigungsrecht und dem Recht der Zugänglichmachung sowie die Lokalisierung des 
letzteren.31

26)  Licences for Europe, Ten pledges to bring more content online 2013, abrufbar unter: http://ec.europa.eu/internal_
market/copyright/docs/licences-for-europe/131113_ten-pledges_en.pdf 

27)  Siehe z.B. Mazziotti G. (Berichterstatter), Copyright in the EU Digital Single Market, Centre for European Policy Studies 
– CEPS Digital Forum, 2013, 29-30, 50.

28)  Report on the responses to the Public Consultation on the Review of the EU Copyright Rules, Seiten 6-7, 10-11, abrufbar unter: 
http://ec.europa.eu/internal_market/consultations/2013/copyright-rules/docs/contributions/consultation-report_en.pdf

29)  Public Consultation on the review of the EU copyright rules, S. 11, abrufbar unter: http://ec.europa.eu/internal_market/
consultations/2013/copyright-rules/docs/consultation-document_en.pdf. Siehe auch Report on Public Consultation 
Copyright 2014, S. 13-14, 16ff.

30)  Erwägungsgrund 5 InfoSoc-Richtlinie.
31)  Eine ausführliche Analyse zum Thema „Lokalisierung bietet Triaille J.-P. u. a., Study on the application of Directive 

2001/29/EC on copyright and related rights in the information society, De Wolf and partners, PN/2009-35/D, Brüssel, 
Dezember 2013, S. 120 ff.
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1 Livestreaming von Fernsehsendungen

Am 7. März 2013 legte der Gerichtshof der Europäischen Union sein Urteil in der Rechtssache ITV 
Broadcasting betreffend ein Vorabentscheidungsersuchen des High Court of Justice (England & Wales) 
vor.32 Das Urteil betrifft die Auslegung des dem Urheber zustehenden öffentlichen Wiedergaberechts 
im Internet nach Artikel 3 Abs. 1 InfoSoc-Richtlinie sowie die verwandten Schutzrechte nach Art. 
2 und 8 Abs. 1 Kabel-Satelliten-Richtlinie.

Die Rechtssache bezog sich auf die – hauptsächlich in Echtzeit erfolgende – Internet-Verbreitung 
von Sendungen bestimmter Fernsehveranstalter, darunter ITV Broadcasting Ltd (ITV), durch 
TVCatchup (im Folgenden: TVC). TVC nutzt vier Blöcke von Servern (Erfassungs-, Verschlüsselungs-, 
Origin- und Edge-Server), um ihren Nutzern die Fernsehsendungen über Internetstreaming 
zugänglich zu machen.33 Der von TVC bereit-gestellte Dienst ermöglicht es den Nutzern, über 
Internet „Live“-Streams von terrestrisch frei zugänglichen Fernsehsendungen abzurufen, darunter 
Sendungen von ITV. Die Nutzer dieser Dienstleistung erhalten jedoch nur Zugang zu Inhalten, 
deren Empfang durch die entrichtete Rundfunkgebühr (im Vereinigten Königreich „Fernseh- 
lizenz“ genannt) rechtmäßig ist. 

Der EuGH hatte unter Berücksichtigung dieser Gegebenheiten zu prüfen, ob die oben geschilderte 
Internet-Weiterverbreitung der im Rahmen der terrestrischen Fernsehverbreitung ausgestrahlten 
Werke unter den Begriff der „öffentlichen Wiedergabe“ fällt. Bei seiner Prüfung ging der Gerichtshof 
in mehreren Schritten vor. 

Zunächst untersuchte der Gerichtshof, ob eine solche Weiterverbreitung eine „Wiedergabe“ im 
Sinne des Urheberrechts darstellt. Die Richter bejahten dies mit der Begründung, die Dienstleistung 
von TVC stelle eine eigenständige – und daher durch das Urheberrecht eingeschränkte - Handlung zur 
Verbreitung eines Werkes nach einem spezifischen technischen Verfahren dar. Zur Untermauerung 
dieser Schlussfolgerung argumentierte der Gerichtshof, das Tätigwerden von TVC gehe über die 
Bereitstellung bloßer technischer Mittel zur Gewährleistung oder Verbesserung des Empfangs der 
ursprünglichen Sendung in ihrem Empfangsgebiet hinaus.34 

Nach Feststellung des Tatbestands einer urheberrechtlich relevanten Wiedergabe des Werks prüfte 
der Gerichtshof die Frage, ob die Wiedergabe für eine Öffentlichkeit bestimmt sei. Auch diese Frage 
wurde bejaht. Der Begriff der Öffentlichkeit umfasse eine unbestimmte Zahl potenzieller Adressaten 
und impliziere zudem eine relativ große Zahl von Personen.35 Von Bedeutung sei dabei insbesondere die  
Zahl der Personen, die neben- und nacheinander Zugang zum selben Werk haben.36 Die Weiterver-
breitung der Werke über das Internet richte sich an sämtliche im Vereinigten Königreich ansässigen 
Personen, die über einen Internetanschluss verfügten und Inhaber einer gültigen Fernsehempfangs-
lizenz seien. Da diese Nutzer im Rahmen des Livestreamings online auf diese Fernsehsendungen 
zugreifen können, liegt nach Auffassung des Gerichtshofs eine öffentliche Wiedergabe vor.37 

Unter Verweis auf die Rechtsprechung in Sachen Wiedergaberecht prüfte der Gerichtshof 
anschließend das dritte Kriterium, ob die in Rede stehende Wiedergabe einem „neuen Publikum“ 
zugänglich gemacht werde. Da die Internet-Weiterverbreitung durch TVC laut Auffassung des 
Gerichthofs eine eigenständige, durch das Urheberrecht eingeschränkte Handlung ist, die einzeln 
und getrennt zuzulassen ist, da sie unter spezifischen technischen Bedingungen nach einem 
unterschiedlichen Verfahren durchgeführt wird und für die Öffentlichkeit bestimmt ist, sah der 
Gerichtshof keine Notwendigkeit, auch noch die Voraussetzung zu prüfen, ob es sich um ein „neues 

32)  Gerichtshof der Europäischen Union, 7. März 2013, Rechtssache C-607/11 (ITV Broadcasting/TV Catchup). 
33)  Gerichtshof der Europäischen Union, ITV Broadcasting, Randnrn. 9-13.
34)  Gerichtshof der Europäischen Union ITV Broadcasting, Randnrn. 28-30.
35)  Gerichtshof der Europäischen Union ITV Broadcasting, Randnr. 32, vgl. in diesem Sinne Urteil SGAE, Randnrn. 37 und 38 

und die dort angeführte Rechtsprechung. 
36)  Gerichtshof der Europäischen Union SGAE, Randnr. 39; Gerichtshof der Europäischen Union ITV Broadcasting, Randnr. 34.
37)  Gerichtshof der Europäischen Union ITV Broadcasting, Randnr. 35.
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Publikum“ handle.38 Bei seiner Analyse stellte der Gerichtshof fest, dass nur die ersten beiden 
Voraussetzungen für die Einstufung einer Handlung als eine urheberrechtlich erhebliche (und 
daher Beschränkungen unterliegende) öffentliche Wiedergabe zwingend seien. Andere zusätzliche 
Merkmale wie der - typischerweise mit der Rolle des Nutzers und seiner Absicht verbundene - 
Erwerbszweck der Handlung (z.B. ob das Geschäftsmodell werbefinanziert ist) oder auch die 
Tatsache, dass die Weiterverbreitung „durch eine Einrichtung erfolgt, die mit dem ursprünglichen 
Sendeunternehmen in unmittelbarem Wettbewerb steht“, seien nicht unerheblich, aber keine 
zwingenden Voraussetzungen.39

Die Rechtssache ITV Broadcasting kann als ein Beispiel für das wirtschaftsorientierte Herangehend 
des Gerichtshofs bei der Auslegung ausschließlicher Rechte gewertet werden. Der Gerichtshof war 
mit einer neuen, wirtschaftlich bedeutsamen Verwertungsart konfrontiert und stellte diese im 
Lichte der Existenz und Bedeutung verschiedener unabhängiger Kriterien im Hinblick auf die Person 
des Nutzers (und potenziellen Rechtsverletzers) und das Zielpublikum40 unter den Schirm des Rechts 
der öffentlichen Wiedergabe.

Ein bedeutsamer Aspekt der Entscheidung liegt darin, dass sie ein neuartiges alternatives 
Tatbestandsmerkmal zur Einstufung von Handlungen unter dieses Ausschließlichkeitsrecht her-
vortreten lässt, nämlich das eines unabhängigen, spezifischen technischen Verfahrens zur öffentlichen 
Zugänglichmachung41. Handlungen, die dieses Merkmal erfüllen, stellen ein Tätigwerden dar, das 
über die Bereitstellung rein technischer Mittel zur Gewährleistung oder Verbesserung des Empfangs 
der bereits existierenden Verbreitung hinausgeht und eine Prüfung des Kriteriums eines „neuen 
Publikums“ daher nicht erfordert. Es lässt jedoch nicht immer eindeutig erkennen, ob eine technisch 
eigenständige Übertragung stattfindet, was die Prüfung des Vorhandenseins eines neuen Publikums 
überflüssig macht.42 Während die Verbreitung über neue Kommunikationsmedien vermutlich dem 
Kriterium der „spezifischen technischen Verfahren” entspricht, ist kaum wahrscheinlich, dass ein 
solcher Schluss auch auf bahnbrechenden Technologien innerhalb desselben Kommunikationsmediums 
zutrifft.43 Man stelle sich beispielsweise ein innovatives Modell der Internet-Weiterverbreitung eines 
audiovisuellen Werks vor, wenn derselbe Inhalt bereits im Online-Streaming abrufbar ist. 

Zusammengefasst kann gesagt werden, dass die Verbreitung und Weiterverbreitung audio-
visueller Werke über unterschiedliche Kommunikationsmedien Exklusivrechte auslöst und Einzel- 
genehmigungen erforderlich macht. Das bedeutet zudem, dass der für die Erstsendung verant-
wortliche und an diesen neuen Nutzungsformen interessierte Anbieter (ebenfalls) die erforderli-
chen Genehmigungen für Rechte einholen muss, die er nicht besitzt. Dies geschieht offenbar 
bereits, zumindest vonseiten der Rundfunksender, die wie oben ausgeführt grenzüberschreitende 
Dienste bereitstellen. Dagegen erfüllen die neuen Nutzungsformen innerhalb desselben Kommu-
nikationsmediums vermutlich nicht das Kriterium der „spezifischen technischen Verfahren“ und 
fallen daher nicht unter das Recht der öffentlichen Wiedergabe. Fallen sie dennoch darunter, könnte 
- insbesondere seit der Svensson-Entscheidung - die nachträgliche Analyse des Merkmals des „neuen 
Publikums” für die Rechteinhaber hilfreich sein, um die Kontrolle über neue Verwertungsformen zu 
erhalten (s. u.). 

38)  Gerichtshof der Europäischen Union ITV Broadcasting, Randnr. 39. Zu dieser Voraussetzung siehe Gerichtshof der 
Europäischen Union SGAE, Randnr. 40; Gerichtshof der Europäischen Union, Premier League, Randnr. 197; Gerichtshof 
der Europäischen Union Airfield, Randnr. 72. Zur letzten Rechtssache, siehe Vousden S., „Airfield, intermediaries and the 
rescue of EU copyright law”, Intellectual Property Quarterly, 2012(4), 311-325.

39)  Gerichtshof der Europäischen Union ITV Broadcasting, Randnrn. 43-46. Es sei auf das von K. Klafkowska-Wasniowska 
vorgebrachte Argument verwiesen, dass der Erwerbszweck der Handlung nach der Rechtsprechung des EuGH für deren 
Einstufung nach dem Wiedergaberecht der Leistungschutzberechtigten entscheidend sein könne: „Public communication 
right: towards the full harmonisation?”, E.I.P.R. 2013, 35(12), 751-758, Seiten756-757.

40)  Leistner M., „Europe’s Copyright Law Decade: Recent Case Law of The European Court Of Justice And Policy Perspectives”, 
Common Market Law Review 2012, 51, 559–600, Seiten 569-570.

41) Leistner 2014, 569-572.
42)  Siehe zu diesem Thema Klafkowska-Wasniowska K., „Public communication right: towards the full harmonisation?”, 

E.I.P.R. 2013, 35(12), 751-758, S. 756.
43)  Siehe: Arezzo E., „Hyperlinks and making available right in the European Union - what future for the Internet after 

Svensson?”, IIC, 2014, 45(5), 524-555, Seiten 535-536; Savola P., „Blocking injunctions and website operators‘ liability 
for copyright infringement for user-generated links”, E.I.P.R. 2014, 36(5), 279-288.
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Der wirtschaftsorientierte Ansatz des Gerichtshofs wird die Rechteinhaber stärken, da er die 
Kontrolle über zukünftige Modelle der Online-Verbreitung audiovisueller Werke gewährleistet. Je 
bahnbrechender die technischen Nutzungsarten Dritter, umso größer ist die Wahrscheinlichkeit, dass 
diese Nutzungsarten als unabhängige, spezifische technische Verfahren eingestuft werden und damit 
eine Lizenz erfordern, selbst wenn sich die Wiedergabe nicht an ein neues Publikum richtet. In allen 
anderen Fällen kann das Kriterium des „neuen Publikums” dennoch ein Ausschließlichkeitsrecht 
bewirken, wie weiter oben nachgewiesen. 

2. Hyperlinks zu Websites und das Kriterium des „neuen Publikums“

Am 13. Februar 2014 fällte der Gerichtshof sein Urteil in der Rechtssache Svensson betreffend  
ein Vorabentscheidungsersuchen des Svea hovrätt (Rechtsmittelgericht Svea, Schweden). Die Vorlage-
frage betraf die Auslegung von Artikel 3 Abs. 1 der InfoSoc-Richtlinie und insbesondere die Frage, 
ob sich das ausschließliche Recht des Urhebers auf öffentliche Wiedergabe/Zugänglichmachung 
auch auf das Setzen von Links erstreckt. Angesichts der Bedeutung der eingesetzten Technik 
und der dadurch ausgelösten Debatte im Vorfeld des Urteils des Gerichtshofs in der Rechtssache 
Svensson44 sollen vor der Analyse des Urteils und seiner Folgen zunächst einige Begrifflichkeiten 
und Hintergründe dargestellt werden.

„Verlinkung“ ist ein Sammelbegriff, der mehrere ähnliche Handlungen wie das Deep-Linking, 
Framing, Hotlinking und das Setzen eingebetteter Links umfasst.45 Die Verlinkungsarten lassen sich 
durch die jeweils eingesetzten Techniken charakterisieren.46

•  Standard-Hyperlinks sind anklickbare Anzeigen (z.B. Text, Thumbnail oder andere Formate), 
die nach dem Anklicken die Suchmaschine umleiten oder den Nutzer zu einer anderen (Ziel-) 
Seite führen. Das kann entweder die Start- oder Hauptseite (Surface Link, auch „Oberflä-
chenverknüpfung“) oder eine tiefer liegende Unterseite oder Ressource (Deep Links, auch „tiefe 
Verknüpfung“) sein. Solche Links wurden vom EuGH in der Rechtssache Svensson behandelt.

•  Hotlinks oder eingebettete bzw. eingebundene Links sind Links, bei denen der Webbrowser 
explizit auf Inhalte zugreift (z.B. ein Bild oder eine andere Internetseite) und diese als Teil 
der aktuellen Ausgangsseite anzeigt. Der Inhalt wird auf einer bestimmten Internetseite 
gespeichert, aber in die Quellseite gelenkt und integriert, wo er dem Nutzer angezeigt 
wird. Das Hotlinking zu einem Video auf YouTube ist Gegenstand der Rechtssache Bestwater 
International.47

•  Frames zeigen, selbst wenn sie zu fremden Internetseiten führen, weiter die ursprüngliche 
Website-Adresse an und erwecken durch die Einbindung der Zielseite den Anschein, dass diese 
zur Ausgangsseite gehöre. Die Zielseite erscheint in einen „Rahmen“ (Frame), z.B. als Popup-
Fenster, ohne dass ein neues Browser-Fenster geöffnet werden muss. Dieses „Ziehen” von 
Inhalten in die Nähe der Quellseite verleiht dem Framing eine Ähnlichkeit mit eingebundenen 
Links. Der Rechtsstatus von Frames, die zu Internetstreams von Sportwettkämpfen führen, 
ist Gegenstand der Rechtssache C More Entertainment (anhängig beim Gerichtshof der 
Europäischen Union).48

44)  Gerichtshof der Europäischen Union, 13. Februar 2014, Rechtssache C-466/12 (Svensson/Retriever Sverige AB).
45)  Headdon T., „An epilogue to Svensson: the same old new public and the worms that didn’t turn”, Journal of Intellectual 

Property Law & Practice, 2014, 9(8), 662-668, S. 662.
46)  Siehe Savola S., 280 und Fußnote 10, worauf diese Unterscheidung im Wesentlichen beruht (die Erläuterungen in den 

nachfolgenden Absätzen sind dieser Quelle entnommen). Siehe ebenfalls Tsoutsanis A., „Why Copyright and Linking can 
Tango”, Journal of Intellectual Property Law & Practice 2014, 9(6), 495-509, S. 496-497; Arezzo 2014, 526-527.

47)  Gerichtshof der Europäischen Union, 21. Oktober 2014, Rechtssfall C-348/13 (BestWater International). [Anmerkung der 
Redaktion] Die Entscheidung des EuGH wurde erst nach dem Schreiben dieses Artikels erlassen.

48)  Gerichtshof der Europäischen Union, Rechtssache 279/13, Vorabentscheidungsersuchen des Högsta domstolen, eingereicht 
am 22. Mai 2013 - C More Entertainment AB gegen Linus Sandberg, anhängig.
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Dem Wesen nach funktionieren Hyperlinks wie Verknüpfungen und Verweise zu anderen 
Internetquellen. Als solche stellen sie wichtige Referenzinstrumente für Programmierer, Online-
Diensteanbieter und Nutzer dar. Da Hyperlinks bestenfalls dazu dienen können, Werke indirekt  
online verfügbar zu machen, ist es schwierig, sie nach dem Recht der „Zugänglichmachung“ 
einzustufen. Angesichts der zentralen Rolle der Hyperlinks für die Funktionsweise des Internets fragt 
sich, ob es weise wäre, sie als solche einzustufen.49 Diese deskriptiven und normativen Erwägungen 
haben dazu geführt, dass die Entscheidung im Fall Svensson die europäischen Urheberrechtsex-
perten polarisierte.50

So sprachen sich die Vertreter der European Copyright Society (ECS) dagegen aus, Hyperlinks 
(einschließlich Frames) dem Recht der öffentlichen Wiedergabe zuzuordnen, und führten dazu drei 
Gründe an: Erstens seien Hyperlinks keine Wiedergabe, da keine Verbreitung von Werken erfolge. 
Zweitens stellten sie, selbst wenn sie als Wiedergabe eingestuft würden, kein Tätigwerden zum 
Zweck der Zugänglichmachung eines Werks bzw. keine Wiedergabe eines Werks dar, sondern seien 
Verweise oder Instrumente zur Lokalisierung einer Internetprotokoll- (IP)-Adresse (mittels Anfrage 
an einen Server). Drittens seien Hyperlinks, selbst wenn sie als Wiedergabe eines Werks eingestuft 
würden, aufgrund des umfassenden Charakters des Zielpublikums keine Wiedergaben an ein neues 
Publikum.51 Bedeutsam ist, dass diese Stellungnahme noch vor der Rechtssache ITV Broadcasting 
veröffentlicht wurde, die das Merkmal der „spezifischen technischen Verfahren“ einführte, das der 
Analyse des Kriteriums des „neuen Publikums“ vorausgeht. 

In ihrem später vorgelegten Rapport et Avis (Bericht und Stellungnahme) zu Internet-
Verweistechniken beschritt die Association littéraire et artistique internationale (ALAI) hingegen 
einen anderen Weg. Das Recht der Zugänglichmachung gelte für Links, die Mitgliedern der 
Öffentlichkeit den Zugang zu spezifischen geschützten Werken ermöglichten, nicht aber für jene, 
die lediglich auf eine Quelle verwiesen, von der in der Folge auf ein Werk zugegriffen werden 
könne.52 Dabei seien weder die technischen Verfahren (z.B. Hypertext oder Hotlinks) noch  
die urheberrechtsverletzende Natur des Werks ausschlaggebend, zu dem verknüpft werde; von 
Belang sei einzig die Handlung des Anbietens (zum individuellen Streaming oder Herunter- 
laden), die das ausschließliche Recht auslöse. Eine Rechtsverletzung liege daher in folgen- 
den Situationen vor: (1) wenn der Inhalt von Anfang an ohne Einwilligung zugänglich gemacht  
wird, (2) wenn technische Schutzmaßnahmen umgangen werden, (3) wenn der Inhalt  
gegen den ausdrücklichen oder eindeutig impliziten Willen des Rechteinhabers bereitgestellt 
wird.53 Der Standpunkt der ALAI läuft im Kern darauf hinaus, dass die Rechteinhaber ein 
ausschließliches Recht zur Kontrolle der Umstände erhalten, unter denen ein Werk erwähnt oder 
referenziert wird.54 

Die Rechtssache Svensson betraf eine schwedische Firma, Retriever Sverige AB, die eine Internet-
seite betreibt und dort für ihre Kunden anklickbare Internetlinks zu Artikeln bereitstellt, die 
auf anderen Internetseiten veröffentlicht wurden. Die Kläger des Ausgangsverfahrens, sämtlich 
Journalisten, einschließlich Svensson, forderten von Retriever Entschädigung als Ausgleich für 
den Schaden, der ihnen dadurch entstanden sein soll, dass auf die Internetseite dieses Unter-
nehmens anklickbare Internetlinks („Hyperlinks“) gesetzt worden seien, die auf frei zugängliche 
Presseartikel verwiesen, an denen ihnen das Urheberrecht zustehe. Als Hauptfrage hatte der 
Gerichtshof zu entscheiden, ob eine urheberrechtlich relevante Handlung der öffentlichen 
Wiedergabe vorliegt, wenn auf einer Internetseite Links zu „frei zugänglichen“ geschützten Werken 
auf einer anderen Internetseite bereitgestellt werden. Dafür, so der Gerichtshof, müssen zwei 

49)  Zur selben Argumentation siehe Savola 2014 (EIPR), 281. Siehe ebenfalls Arezzo, 525.
50)  Siehe: Tsoutsanis 2014; Ginsburg 2014 und Savola 2014 (EIPR).
51)  Stellungnahme der ECS 2013, Absätze 6 ff, die sich in ihren drei Argumentationspunkten auf den Wortlaut und die 

Vorbereitungsarbeiten zur InfoSoc-Richtlinie, das Völkerrecht und die EU-Rechtsprechung zur öffentlichen Wiedergabe, 
insbesondere die Rechtssachen SGAE, Premier League und Airfied, beruft.

52)  ALAI RAPPORT et AVIS relatifs à la mise à la disposition du public et à la communication au public dans l’environnement 
Internet, abrufbar in französischer und englischer Sprache unter: http://www.alai.org/assets/files/resolutions/avis-
droit-mise-a-disposition.pdf. Zur Entstehung des Berichts siehe Ginsburg 2014.

53)  Ebd.
54)  Savola 2014 (EIPR), 281 und Fußnote 23.
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kumulative Tatbestandsmerkmale erfüllt sein: (1) Es müsse eine „Handlung der Wiedergabe“ eines 
Werkes vorliegen, und (2) diese Wiedergabe müsse sich an eine „Öffentlichkeit“ richten.55 

In Bezug auf das erste Merkmal stellte der Gerichthof fest, aus Artikel 3 Abs. 1 der InfoSoc-
Richtlinie gehe hervor, dass es für eine „Handlung der Wiedergabe“ insbesondere ausreiche, wenn 
ein Werk einer Öffentlichkeit in der Weise zugänglich gemacht werde, dass deren Mitglieder dazu  
Zugang haben. Die Bereitstellung eines direkten Zugangs zum Werk über ein Link von einer In-
ternetseite zu einer anderen stelle an sich eine Handlung der „Zugänglichmachung“ und daher der 
„öffentlichen Wiedergabe“ dar.56 Die Handlung der Übertragung wird als Voraussetzung nicht erwähnt. 

Was das zweite Merkmal angeht, schloss der Gerichtshof aus dem Umstand, dass der Link für 
alle potenziellen Nutzer der Internetseite bestimmt sei, also eine „unbestimmte und relativ große 
Anzahl von Adressaten“ betreffe, dass eine Wiedergabe an eine Öffentlichkeit stattfinde.57 Sie 
könne jedoch nur dann unter den Begriff der öffentlichen Wiedergabe im Sinne von Artikel 3 Abs. 
1 fallen, wenn sie „sich an ein neues Publikum richtet“, d. h. „an ein Publikum, das die Inhaber 
des Urheberrechts nicht hatten erfassen wollen, als sie die ursprüngliche öffentliche Wiedergabe 
erlaubten“.58 Der Gerichtshof ging davon aus, dass im vorliegenden Fall keine Wiedergabe an ein 
neues Publikum stattfindet, da alle potenziellen Besucher der betreffenden Seite Zielpublikum der 
ursprünglichen Wiedergabe gewesen seien, also alle Nutzer, denn der Zugang zu den Werken habe 
keinen „beschränkenden Maßnahmen“ unterlegen – was der Fall gewesen wäre, wenn die verlinkten 
Werke von einer Seite gestammt hätten, deren Nutzung auf Abonnenten beschränkt gewesen wäre. 
Daher seien die Nutzer der Website von Retriever als Mitglieder der Öffentlichkeit anzusehen, die  
die Inhaber des Urheberrechts hätten erfassen wollen, als sie die ursprüngliche Wiedergabe 
erlaubten.

Auch wenn es sich um eine „öffentliche Wiedergabe” handle, ist nach Auffassung des Gerichtshofs 
mangels neuen Publikums keine Erlaubnis erforderlich. Diese Schlussfolgerung gilt auch dann, 
wenn das Werk bei Anklicken des betreffenden Links „in einer Art und Weise erscheint, die den 
Eindruck vermittelt, dass es auf der Seite erscheint, auf der sich dieser Link befindet, obwohl es 
in Wirklichkeit einer anderen Seite entstammt“.59 Damit könnten Handlungen des „Framings“ (und 
möglicherweise des Einbettens) per se vom Vorwurf der Urheberrechtsverletzung freigesprochen 
werden. Dagegen handelt es sich bei einem Link, der es den Nutzern erlaubt, Beschränkungen auf 
der verlinkten Internetseite zu umgehen, die den Zugriff allein auf deren Abonnenten begrenzen 
sollen, um einen „Eingriff“ […], „ohne den die betreffenden Nutzer auf die verbreiteten Werke 
nicht zugreifen könnten“. In solchen Fällen werden die betreffenden Nutzer als ein neues (vom 
Zielpublikum der ursprünglichen Wiedergabe abweichendes) Publikum angesehen, so dass für eine 
solche öffentliche Wiedergabe die Erlaubnis der Urheberrechtsinhaber erforderlich ist. 

Der Gerichtshof entschied, Artikel 3 Abs. 1 könne nicht dahingehend ausgelegt werden, dass 
er einem Mitgliedstaat erlaube, „einen weiter gehenden Schutz der Inhaber eines Urheberrechts 
vorzusehen, indem er zulässt, dass die öffentliche Wiedergabe Handlungen umfasst, die über 
diese Bestimmung hinausgehen“.60 Ein solches Vorgehen würde die von der InfoSoc-Richtline 
verfolgten Ziele, rechtliche Unterschiede und Rechtsunsicherheit im Bereich des Urheberrechts- 
schutzes abzubauen, derart untergraben, dass die Funktionsweise des Binnenmarktes beeinträch-
tigt würde. Anders als die Entscheidung in der Rechtssache ITV Broadcasting, die die öffentliche 
Wiedergabe durch Weiterverbreitung zu prüfen hatte, betrifft das Svensson-Urteil hauptsäch-
lich Handlungen der Bereitstellung auf Abruf. Es klärt verschiedene wichtige Aspekte, so die

55)  Gerichtshof der Europäischen Union, Svensson, Randnr. 16. Siehe dazu Gerichtshof der Europäischen Union, ITV 
Broadcasting, Randnrn. 21 und 31.

56)  Gerichtshof der Europäischen Union Svensson, Randnrn. 19-20.
57)  Gerichtshof der Europäischen Union Svensson, Randnr. 25.
58)  Gerichtshof der Europäischen Union Svensson, Randnr. 24.
59)  Gerichtshof der Europäischen Union Svensson, Randnr. 29.
60)  Gerichtshof der Europäischen Union, Svensson, Randnrn. 37, 41.
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Tatbestandsmerkmale der Wiedergabe und des neuen Publikums im Zusammenhang mit dem 
Recht der Zugänglichmachung. Wenn der öffentliche Zugang ein Tatbestandsmerkmal ist, lässt 
sich argumentieren, dass bestimmte Cloud-Dienste, die es einzelnen Nutzern (oder einem engen 
Familien- und Freundeskreis) lediglich erlauben, Kopien von Werken auf Host-Servern hochzuladen 
und ihr Material anschließend zu privaten oder persönlichen Zwecken herunterzuladen/zu 
streamen, nicht unter das Recht der Zugänglichmachung, wohl aber in den meisten Fällen unter das 
Vervielfältigungsrecht fallen.61

Ein zweiter wesentlicher Aspekt des Svensson-Urteils betrifft das Merkmal des neuen Publi- 
kums. Im Kern betrachtet, kann das Zugänglichmachen mittels Internet ohne “spezifische techni-
sche Verfahren” (entsprechend dem Urteil ITV Broadcasting) eine Erlaubnis erforderlich machen, 
wenn es für ein neues Publikum bestimmt ist. Bei der Prüfung dieses Merkmals sind insbesondere 
zwei Faktoren entscheidend:

a) die Frage, ob der Link auf frei zugängliches Material verweist; 62 

b)  die Frage, ob sich durch den Link das Publikum der Ausgangsseite unter Umgehung von 
Zugangsbeschränkungen vergrößert.63 

Leitet der Link zu frei zugänglichen Inhalten weiter, ohne das ursprüngliche Zielpublikum 
zu erweitern, stellt er keine Urheberrechtsverletzung dar, auch wenn geschädigte Parteien sich 
möglicherweise auf den Schutz vor unlauterem Wettbewerb berufen.64 Im gegenteiligen Fall 
verstößt der Link gegen das Recht der Zugänglichmachung. Es ist wichtig zu verstehen, wie diese 
beiden Facetten des Merkmals des „neuen Publikums“ auf unterschiedliche Verlinkungsszenarien 
Anwendung finden können. In den nachfolgenden Absätzen werden einige Möglichkeiten angerissen, 
darunter jene, die in den Rechtssachen C More Entertainment und BestWater eine Rolle spielen. 

Technische Beschränkungen 

Gewährt der (Deep) Link Zugang zu Inhalten, die technischen Maßnahmen zur Zugangsbe-
schränkung unterliegen (z.B. Bezahlschranken zum Abschluss von Abonnements, geschlossene 
Bereiche mit Sitzungs-IDs), stellt er eine eindeutige Urheberrechtsverletzung dar. Das derzeit von 
Rundfunkveranstaltern und Diensteanbietern im audiovisuellen Bereich praktizierte Geo-Blocking 
zur Zugangskontrolle ist als technische Beschränkung einzustufen. Ein Verstoß käme zustande, 
wenn der Inhalt nicht frei zugänglich ist und der Link die Zugangskontrolle umgeht, was der 
Wiedergabe an eine neue Öffentlichkeit gleichkäme.65 Dies würde für auf Abruf bereitgestellte 
Inhalte sowie für Inhalte gelten, die ursprünglich über Internetstreaming bereitgestellt wurden 
(und technischen Beschränkungen unterliegen).

61)  Siehe Triaille J.-P. u. a., Study on the application of Directive 2001/29/EC on copyright and related rights in the 
information society, De Wolf and partners, PN/2009-35/D, Brüssel, Dezember 2013, S. 45, 119. Die Privatkopie 
umfasst Vervielfältigungen aller Arten von Schutzgütern durch alle Technologien und Medien, mit Ausnahme von 
Computerprogrammen und Datenbanken. Als Privatkopie gelten nur Vervielfältigen zum privaten Gebrauch, d. h. 
zu persönlichen Zwecken der begünstigten Privatpersonen und innerhalb ihrer Privatsphäre, die in bestimmten EU-
Mitgliedstaaten einen breiteren oder engeren Kreis von (nahestehenden) Angehörigen und Freunden umfassen kann. 
Siehe von Lewinski S. and Walter M.M., „Information Society Directive”, in: Walter & Von Lewinski (Ed European Copyright 
Law. A Commentary, Oxford University Press, 2010, 1032-1033. Die Begriffe „private Benutzung“ bzw. „private Zwecke“ 
kommen ebenfalls in Artikel 10 Abs. 1 lit a Vermiet- und Verleih-Richtlinie (2006/115/EG) und Art. 6 Abs. 2 lit a und 9 
lit. a Datenbank-Richtlinie (96/9/EG) vor. Bzgl. weiterer Implikationen dieses Konzepts siehe Poort J. und Quintais  J.P., 
„The Levy Runs Dry: A Legal and Economic Analysis of EU Private Copying Levies”, 2013, 4 JIPITEC, 207-209; Karapapa 
S. Private Copying, 2012, Routledge, London, 49-78.

62)  Arezzo 2014, 541-543.
63)  Siehe ebenfalls Stevens P., „A hyperlink can be both a permissible and an infringing act at the same time”, Journal of 

Intellectual Property Law & Practice, 2014, 9(7), 548-549.
64)  Moir u. a.. 2014, 400.
65)  Siehe Tsoutsanis 2014, 507; Moir A. u. a. „Communication to the public: the CJEU finds linking to material already ‘freely 

available’ cannot be restricted by copyright owners: Nils Svensson and Others v Retriever Sverige AB (C-466/12)”, E.I.P.R. 
2014, 36(6), 399-400, S. 400; Headdon 2014, 665.
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Spätere Nichtverfügbarkeit 

Bietet ein Link Zugriff auf Inhalte, die ursprünglich frei zugänglich waren, später aber Gegen-
stand technischer Zugangsbeschränkungen wurden, stellt dieser Link eine Urheberrechtsver- 
letzung dar. Doch dies wird selten automatisch passieren, da der ursprüngliche Link nach Ein-
richtung der Beschränkungen rein technisch keinen Zugriff auf das Werk mehr gewährt. Eine 
Verletzung liegt dann vor, wenn ein Link die späteren Beschränkungen umgeht; Befürchtungen, dass 
das Svensson-Urteil einem verlinkenden Provider eine „Überwachungspflicht“ aufnötigt, scheinen 
daher unbegründet.66 Eine derartige Pflicht entspränge der Festlegung des Gerichtshofs, dass Links 
von der Notwendigkeit, eine Zustimmung einzuholen, nur dann befreit sind, wenn sie Zugang  
zu einem ursprünglich und auch weiterhin frei zugänglichen Werk bieten.67 Dann, so wird argu-
mentiert, könnte der Vorwurf des Verstoßes nur durch die ständige Überwachung der freien 
Zugänglichkeit des Werks durch den „Verlinker“ entkräftet werden. Ein solches Szenario ist 
unwahrscheinlich, da die Entfernung des Inhalts oder die Einführung technischer Beschränkungen 
durch die Rechteinhaber verhindern dürften, dass der Link die Werke zugänglich macht. Aller-
dings könnte das Thema dann relevant werden, wenn von den Urhebern erwirkte nachträgliche 
vertragliche Beschränkungen per se als ausreichend erachtet würden, um den Zugang zu den Werken 
rechtmäßig zu beschränken.

Vertragliche Einschränkungen 

Unklar ist die Sachlage, wenn der Link Zugang zu Inhalten auf frei zugänglichen Internetseiten 
bietet, die an restriktive Nutzungsbedingungen (bzw. „rechtliche Einschränkungen”) gebunden 
sind.68 Svensson leistet Theorien über implizite Lizenzen insofern Vorschub, als das Urteil die 
Zugänglichmachung von Werken ohne technische oder vertragliche Beschränkungen als eine 
Blankovollmacht zum Verlinken erachtet. Dagegen wird nichts über die Fälle ausgesagt, in denen 
die Rechteinhaber des geschützten Werks beispielsweise im Nachhinein einen Hinweis auf die 
Internetseite stellen, der eingebundene Links zu diesem Inhalt verbietet, ohne jedoch das Werk 
selbst zu entfernen oder technische Beschränkungen vorzusehen.69 

Nicht autorisierter Inhalt

Was geschieht, wenn der Link Zugang zu einer illegalen Kopie eines Filmes auf einer Internet-
seite A bietet, den ein Rechteinhaber frei zugänglich auf Internetseite B bereitgestellt hat? 
Headdon beantwortet die Frage, indem er anstelle des Publikumsbegriffs den Werk-Begriff in den 
Mittelpunkt stellt. Er sieht in dieser Handlung eine Rechtsverletzung, da die Kopie unerlaubt, 
das Recht der öffentlichen Wiedergabe nicht erschöpft sei und der Hyperlink der Wiedergabe an 
ein neues Publikum gleichkomme, da er zu einer anderen Kopie weiterleite.70 Dem hält Savola 
entgegen, die Frage, ob ein Link zu diesem Inhalt legal sei, solle nicht von der Zustimmung der 
Rechteinhaber oder der Legalität der Quelle abhängig gemacht werden, weil solche Sachverhalte 
dem Verlinker meist unbekannt seien.71 Daher solle der Verstoß eher anhand der Sekundärhaftung 
(und nicht der strengen Primärhaftung) beurteilt werden.72 Dazu müsse zunächst ermittelt werden, 
ob die Vervielfältigung und Zugänglichmachung des Werks auf der Internetseite Dritter eine Urhe-
berrechtsverletzung darstelle, und wenn ja, zu prüfen, ob die Verlinkung zu einer Drittwebsite zu 
einer Sekundärhaftung führen könnte. Diese gegensätzlichen Argumente verweisen auf die diesem 
Linkszenario innewohnende Unsicherheit, die bis zur Einführung technischer Beschränkungen 
für ursprünglich frei zugängliche Inhalte gehen kann.73 Ungeachtet des Ausgangs des Verfahrens 
sollten die Rechteinhaber in diesem Szenario die Möglichkeit haben, Rechtsmittel einzulegen.

66)  Siehe Headdon 2014, 665; siehe Arezzo 2014, 545-546 (hier wird die im Artikel dargelegte Befürchtung ausgeführt).
67)  Siehe Arezzo 2014, 545-546.
68)  Moir u. a. 2014, 400; Headdon 2014, 665.
69)  Siehe Savola 2014 (EIPR), 282-283, der ausführt, dass Svensson in diesem Szenario das Setzen von Links nicht verbietet. 

Siehe ebenfalls Arezzo 2014, 541-542.
70)  Siehe Headdon 2014, 665, der auf Artikel 3 und Erwägungsgrund 29 InfoSoc-Richtlinie verweist.
71)  Savola EIPR, 282-283.
72)  Ebd. Siehe ebenfalls Arezzo 2014, 545 ff.
73)  Diskussionsbeitrag zum Thema: siehe Arezzo 2014, 545-547.
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Unlauterer Wettbewerb

Nach Meinung einiger Autoren könnte das Setzen von Links, die nicht das Urheberrecht verletzen 
(z.B. bestimmte Frames), hingegen wegen irreführender Nachahmung (im Vereinigten Königreich) 
oder unlauteren Wettbewerbs (in anderen EU-Rechtssystemen) unterbunden werden,74 wodurch die 
Rechteinhaber über das Deliktsrecht einen zusätzlichen Schutz erhielten und die zivilrechtliche 
Haftung der „Verlinker“ ins Spiel gebracht würde.

In der EU gibt es keine einheitlichen Regeln über den unlauteren Wettbewerb bei B2B-
Geschäftsprozessen (Business-to-Business), wie etwa Verknüpfungen zu Inhalten Dritter. Die 
Harmonisierung der Gesetze gegen wettbewerbsfeindliche Praktiken hat nur in einigen Be-
reichenstattgefunden, so etwa bei bestimmten Kollisionsnormen auf dem Gebiet der außervertrag- 
lichen Schuldverhältnisse,75 beim Schutz der Verbraucher vor unlauteren Geschäftspraktiken76 und 
dem Schutz der Gewerbetreibenden vor irreführender und illegaler vergleichender Werbung.77 Die 
Anwendbarkeit des Deliktsrechts auf Verlinkungen würde daher eine Analyse jedes Sachverhalts 
nach einzelstaatlichem Recht voraussetzen, was den Rahmen dieses Artikels sprengen würde. 
Folgende Beispiele sollen diesen Punkt jedoch veranschaulichen.

Im Vereinigten Königreich könnten bestimmte Arten von Framing als irreführende Nach-
ahmung (passing-off) eingestuft werden, wenn sie den Verbraucher auf dem betreffenden Markt 
täuschen. Diese Bestimmung schützt die Gewerbetreibenden vor dem unlauteren Verhalten von 
Wettbewerbern. Demnach könnte das geschäftliche Ansehen des ursprünglichen Inhalteanbieters 
vor der irreführenden Darstellung auf der verlinkenden Plattform geschützt werden, die der 
Öffentlichkeit falsche Tatsachen hinsichtlich Herkunft und Qualität der Güter/Dienstleistungen 
vorspiegelt. Dagegen sieht in Deutschland das Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb (UWG) den 
generellen Tatbestand der unlauteren geschäftlichen Handlungen (§3 UWG) vor, der beim Verbot 
von Verknüpfungen angeführt werden könnte, die die Interessen der Wettbewerber, Verbraucher 
oder anderer Marktteilnehmer erheblich beeinträchtigen. Abgesehen von der Verwirrung bezüglich 
der Herkunft des angezeigten Inhalts kann wirtschaftlicher Schaden, der als Wettbewerbsdelikt 
geahndet werden könnte, aufgrund gewisser Verlinkungstechniken (z.B. Deep Linking) entstehen, 
die Zugangsbeschränkungen umgehen bzw. unter Umgehung von Hinweisen auf der Hauptseite 
direkt zu Sekundärseiten führen und Einkommensverluste verursachen.78 Selbst wenn keine 
Urheberrechtsverletzung festgestellt wurde, könnten also Verfahren wegen Wettbewerbsdelikten 
den Rechteinhabern die Möglichkeit bieten, gegen das unerlaubte Setzen von Links vorzugehen.

IV.  Kabelweiterverbreitung: eine schwindende Form 
der öffentlichen Wiedergabe?

Das Zusammenspiel zwischen den allgemeinen Bestimmungen des in der InfoSoc-Richtlinie 
verankerten Rechts der öffentlichen Wiedergabe und den spezifischen Bestimmungen des in der Kabel-
Satelliten-Richtlinie verankerten Vergütungsrechts streifte der Gerichtshof der Europäischen Union 
nur in der Rechtssache ITV Broadcasting kurz.79 Da die Rechtssache jedoch in erster Linie Livestreams 
betraf, von denen TV Catchup versichert, dass die Nutzer ihrer Dienste nur auf Inhalte zugreifen 
können, zu denen sie bereits im Vereinigten Königreich im Rahmen ihrer Fernsehempfangslizenz 
zugangsberechtigt sind, konnte der Gerichtshof die Folgen der technologischen Veränderungen 
für die Tätigkeit der Kabelweiterverbreitungsdienste und die nunmehr für die Kabelunternehmen 
bestehende Pflicht, für diese Art der Geschäftstätigkeit die Erlaubnis einzuholen, nicht erörtern. 

74)  Siehe Moir u. a. 2014, 400; Arezzo 2014, 527.
75)  Siehe Art. 6 Verordnung (EG) Nr. 864/2007 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Juli 2007 über das auf 

außervertragliche Schuldverhältnisse anzuwendende Recht.
76)  Richtlinie 2005/29/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Mai 2005 über unlautere Geschäftspraktiken 

im binnenmarktinternen Geschäftsverkehr zwischen Unternehmen und Verbrauchern.
77)  Richtlinie 2006/114/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. Dezember 2006 über irreführende und 

vergleichende Werbung (kodifizierte Fassung).
78)  Arezzo 2014, 427.
79)  Gerichtshof der Europäischen Union, 7. März 2013, Rechtssache C-607/11 (ITV Broadcasting/TV Catchup). 
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Zur Erinnerung: Artikel 1 Abs. 3 der Kabel-Satelliten-Richtlinie definiert die „Kabelweiter-
verbreitung“ als „die zeitgleiche, unveränderte und vollständige Weiterverbreitung einer drahtlosen 
oder drahtgebundenen, erdgebundenen oder durch Satellit übermittelten Erstsendung von 
Fernseh- oder Hörfunkprogrammen, die zum öffentlichen Empfang bestimmt sind, aus einem 
anderen Mitgliedstaat durch Kabel- oder Mikrowellensysteme“. Kabelweiterverbreitung bedeutet 
also die „Wiederausstrahlung” von Programmen, die bereits durch ein anderes Sendeunternehmen 
ausgestrahlt wurden. Die Kabelunternehmen „fangen“ die Sendesignale „ab“, um ihr eigenes, 
eigenständiges Publikum zu erreichen, das sich von dem der „Erstsendung” unterscheidet; dieser 
Sendevorgang muss für den öffentlichen Empfang bestimmt sein und erfolgt entweder drahtlos oder 
drahtgebunden. Daher kann die Kabelweiterverbreitung als „sekundäre” öffentliche Wiedergabe 
angesehen werden.80 Laut Art. 9 Abs. 1 der Kabel-Satelliten-Richtlinie unterliegt diese Hand- 
lung der „Sekundärübertragung“ zwingend einer Rechtewahrnehmung durch Verwertungsgesell-
schaften.

Der schrittweise Übergang vom Analog- zum Digitalfernsehen im ersten Jahrzehnt des neuen 
Jahrtausends war 2012 abgeschlossen.81 Im Ergebnis senden die Rundfunkveranstalter ihre 
Inhalte nicht mehr über terrestrische Kapazitäten direkt an die Zuschauer. In einer Reihe von 
Mitgliedstaaten empfangen die Zuschauer die Inhalte inzwischen indirekt über einen Verteiler – 
z.B. ein Media Gateway -, über unverschlüsseltes digitalterrestrisches Fernsehen (DVB-T) oder über 
Kabel, Telefon bzw. Satellitenfernsehanbieter, mit denen die Zuschauer eine Vertragsbeziehung 
eingehen.82 Der Programmempfang über Media Gateway ist als „Direkteinspeisung” bekannt. Da 
nunmehr keine von einem anderen Sendeunternehmen ausgestrahlten Signale weiterverbreitet 
werden, argumentieren die Sende- und Kabelunternehmen einiger Mitgliedstaaten, dass ihre 
Geschäftstätigkeit nicht mehr die „Zweitwiedergabe“, sondern die „Erstwiedergabe“ betreffe. Folglich 
würden die Bestimmungen der Kabel-Satelliten-Richtlinie über die zwingende Rechtewahrnehmung 
durch Verwertungsgesellschaften nicht mehr greifen.

Bereits 2007 entbrannte dazu in den Niederlanden ein langwieriger und komplexer Streit zwischen 
Norma (der Verwertungsgesellschaft für die Rechte der niederländischen ausübenden Künstler) 
und der Vereinigung der niederländischen Kabelnetzbetreiber (NLK). Der Oberste Gerichtshof der 
Niederlande (Hoge Raad der Nederlanden) legte diesbezüglich am 28. März 2014 sein Urteil vor.83 

Er hatte zwei Fragen zu beantworten: Ist die Tätigkeit der Kabelbetreiber als eine Handlung der 
öffentlichen Wiedergabe anzusehen, und wenn ja, wer ist der Rechteinhaber: der Produzent der 
Fernsehsendung oder die Verwertungsgesellschaft?

Der Oberste Gerichtshof der Niederlande legte die Bestimmungen von Art. 3 Kabel-Satelliten- 
Richtlinie zugrunde und kam zu dem Schluss, es finde keine öffentliche Wiedergabe statt, da 
die von den Sendeunternehmen über eine nicht öffentlich zugängliche Eins-zu-Eins-Verbin- 
dung zwischen Sendeunternehmen und Kabelbetreiber gesendeten Programmsignale nicht die 
allgemeine Öffentlichkeit erreichten. Zwei wesentliche Aspekte der Entscheidung sind hierbei 
erwähnenswert:

1.  Die Kabeldistribution von Fernsehprogrammen, wie sie in den Niederlande heutzutage üblich 
ist, ist keine „Kabelweiterverbreitung“ im Sinne der Kabel-Satelliten-Richtlinie mehr, da ihr 
keine „zum öffentlichen Empfang“ bestimmte „Erstsendung“ mehr vorausgeht. Seit 2006 
erhalten die Kabelnetzbetreiber das Signal direkt per Eins-zu-Eins-Übertragung aus dem  
„Media Gateway“, wo das Sendeunternehmen das Signal für sie bereitstellt. Daher hat die  
Pflicht der kollektiven Wahrnehmung der Weiterverbreitungsrechte nach Art. 9 Kabel- 
Satelliten-Richtlinie keine Gültigkeit mehr, ebenso wenig wie die Bestimmung von Art. 9  

80)  Hugenholtz 2009, S. 12.
81)  Mitteilung der Kommission vom 24. Mai 2005 an den Rat, das Europäische Parlament, den Europäischen Wirtschafts- und 

Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen über die Beschleunigung des Übergangs vom analogen zum digitalen 
Rundfunk, KOM(2005) 204 endgültig.

82)  EU Law Radar, „Case C-325/14, SBS Belgium – broadcasting via third parties”, abrufbar unter: http://eulawradar.com/
case-c-32514-sbs-belgium-broadcasting-via-third-parties/ 

83)  Hoge Raad der Nederlanden, 28. März 2014, ECLI:NL:HR:2014:735, (Norma/NL Kabel).
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Abs. 2, nach der die Verwertungsgesellschaften zur Vertretung von Nichtmitgliedern bevoll-
mächtigt  sind.84

2.  Die Übertragung sämtlicher von den einzelnen ausübenden Künstlern an vergangenen und 
künftigen Darbietungen gehaltenen Senderechte an die zuständige Verwertungsgesellschaft 
war in diesem Fall nicht präzise genug und daher nach niederländischem Zivilrecht ungültig.

Der niederländische Rechtsstreit ist kein Einzelfall in Europa; derartige Konflikte zwischen 
Kabelveranstaltern und Verwertungsgesellschaften gibt es auch in Norwegen und Belgien. In 
Norwegen gelangte das Bezirksgericht Oslo in zwei Fällen zu ähnlichen Schlussfolgerungen. In zwei 
unterschiedlichen Rechtssachen, in denen sich die Verwertungsgesellschaft und die Kabelbetreiber 
gegenüberstanden,85 entschied es ähnlich wie der Oberste Gerichtshof der Niederlande zugunsten 
der Kabelbetreiber. Dabei berief es sich auf die Tatsache, dass das Fehlen einer Erstsendung bedeute, 
dass es keine Weiterverbreitung im Sinne der Kabel-Satelliten-Richtlinie gegeben habe und folglich 
kein Vergütungsanspruch anfalle. 

Im Juli dieses Jahres verwies das Berufungsgericht Brüssel (Hof van beroep te Brussel) in einem 
Vorabentscheidungsersuchen eine sehr ähnlich gelagerte Frage an den Gerichtshof der Europäischen 
Gemeinschaften:

 Nimmt ein Sendeunternehmen, das seine Programme ausschließlich mittels der Technik der 
Direkteinspeisung – d. h. eines zweistufigen Verfahrens, bei dem es seine Programmsignale in 
kodierter Form über Satellit, eine Glasfaserverbindung oder ein anderes Transportmittel an Ver-
triebshändler (Satellit, Kabel oder x-DSL-Anschluss) übermittelt, ohne dass die Signale während 
oder anlässlich dieser Übermittlung öffentlich zugänglich sind, und bei dem die Vertriebshändler 
die Signale anschließend ihren Abonnenten übermitteln, so dass diese die Programme anschauen 
können – ausstrahlt, eine öffentliche Wiedergabe im Sinne von Art. 3 der InfoSoc-Richtlinie vor?86

Es bleibt zu hoffen, dass dieses Vorabentscheidungsersuchen an den Gerichtshof der Europäischen 
Union zur Klärung der Frage beiträgt, ob die Tätigkeiten der Kabelbetreiber als Kabelweiterver-
breitung im Sinne der Bestimmungen der Kabel-Satelliten-Richtlinie oder als eine Handlung der 
öffentlichen Wiedergabe nach der InfoSoc-Richtlinie einzustufen sind. Ungeklärt wird leider das 
äußerst wichtige Thema der künftigen Rolle der Verwertungsgesellschaften bei der Wahrnehmung  
der Senderechte bleiben, ganz zu schweigen von der Frage, ob die Rechte der Urheber oder ausüben-
den Künstler an den Produzenten oder an die Verwertungsgesellschaften übertragen werden. 

V. Fazit

Die urheberrechtliche Definition des Begriffs „öffentliche Wiedergabe” ist von wesentlicher 
Bedeutung für die Bestimmung des Umfangs des ausschließlichen Rechts des Rechteinhabers und 
die daraus erwachsende Möglichkeit, das Recht an Dritte zu übertragen und unerlaubte Nutzungen 
zu unterbinden. Wie die Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europäischen Union allerdings zeigt, 
ist die Definition dessen, was eine Handlung der öffentlichen Wiedergabe darstellt, keine leichte 
Aufgabe. Mit den Jahren hat der Gerichtshof im Zuge der bearbeiteten Rechtssachen verschiedene 
Kriterien entwickelt, die bei der Prüfung der Frage, ob eine Wiedergabehandlung nach Art. 3  
Abs. 1 InfoSoc-Richtlinie als Handlung der öffentlichen Wiedergabe eingestuft wird, die die Erlaub-
nis der Rechteinhaber erfordert, zum Einsatz kommen sollten. Es ist zu hoffen, dass diese Merk-
male bei der Beurteilung künftiger, durch technologische Verbesserungen bedingter Situationen 
hilfreich sein werden.

84)  Ebd. Abs. 4.2.3.
85)  Bezirksgericht Oslo, 30 Mai 2013 (Rikstv AS/Norwaco); Bezirksgericht Oslo, 31 Dezember 2013 (Get AS/Norwaco).
86)  Rechtssache C-325/14, Vorabentscheidungsersuchen, eingereicht am 29.August 2014 (SBS Belgium/SABAM).

LEITBEITRAG



2014-4  p.26

© 2014, Europäische Audiovisuelle Informationsstelle, Straßburg (Frankreich)

Das erste Merkmal betrifft die Identität der Person, die ein Kommunikationsmittel nutzt; d. h., 
es soll helfen zu bestimmen, ob der Nutzer bei der öffentlichen Wiedergabe tätig wird. Wie vom 
Gerichtshof der Europäischen Union in der Rechtssache ITV Broadcasting angeregt, kann bei der 
Beurteilung, ob Handlungen der Wiedergabe unter das Ausschließlichkeitsrecht fallen, ein neues 
Alternativmerkmal hinzugezogen werden: das eines „unabhängigen spezifischen technischen 
Verfahrens der öffentlichen Zugänglichmachung“.87 

Das zweite Kriterium ist die Bestimmung des „Publikums“, das der Gerichtshof der Europäischen 
Union konsequent als eine unbestimmte und relativ große Anzahl potenzieller Adressaten definiert.

Das dritte Kriterium ist das Merkmal eines „neuen“ Publikums, d. h. die Frage, ob die Wiedergabe 
ein „Publikum“ erreicht, „das die Inhaber des Urheberrechts nicht hatten erfassen wollen, als sie 
die ursprüngliche öffentliche Wiedergabe erlaubten“.

Das vierte, wenn seit der Svensson-Entscheidung auch weniger wichtige Tatbestandsmerkmal ist 
der Umstand, dass die Wiedergabe einen Erwerbszweck verfolgt.

Bereits 2009 wurde die Zukunft der in der Kabel-Satelliten-Richtlinie verankerten speziellen 
Regelung für die Weiterverbreitung im Kabel in sehr düsteren Farben beschrieben,88 vor allem 
aufgrund der durch die Digitaltechnik bewirkten Veränderungen der Art und Weise, wie die 
Sendeunternehmen die Werke öffentlich wiedergeben. Fünf Jahre danach scheinen die Perspektiven 
einer Regelung der Kabelweiterverbreitung im Lichte der Rechtsprechung in den Niederlanden, 
Norwegen und Belgien sowie der vom Gerichtshof der Europäischen Union entwickelten Merkmale 
zum Begriff der „öffentlichen Wiedergabe“ düsterer denn je. 

Die Technik entwickelt sich weiter: Es entstehen neue Verwertungsformen,  frühere veralten. 
Mit dem Aufkommen neuer Verwertungsarten, die ein „neues Publikum” erreichen, können die 
Rechteinhaber auf Vergütungen aus neuen Quellen hoffen. Doch während die Kabelweiterverbreitung 
audiovisueller Werke als Verfahren zur öffentlichen Zweitwiedergabe von Werken schwindet, 
ergeben sich wichtige Fragen: Stellt die von einem Kabelbetreiber durch „Direkteinspeisung” 
vorgenommene Wiedergabe eine Handlung der Wiedergabe an ein „neues” Publikum dar, oder ist 
sie einer anderen bereits vorher erfolgten „Erst“-Wiedergabe“ an die Öffentlichkeit zuzuordnen? 
Muss der Kabelbetreiber für solche Handlungen eine getrennte Erlaubnis einholen und zusätzliche 
Vergütungen zahlen? Wenn ja, wessen Zustimmung würde das Kabelunternehmen in einem solchen 
Fall benötigen: die des Herstellers des audiovisuellen Werkes oder die der Verwertungsgesell- 
schaft? Wie wirkt sich dies auf die Vergütung der einzelnen Autoren aus? Mit dem technologischen 
Wandel könnten diese die Geprellten sein: Sie könnten die Vorteile eines unverzichtbaren Rechts 
auf Vergütung für Handlungen der Kabelweiterverbreitung einbüßen und dafür ein ausschließ-
liches Recht auf öffentliche Wiedergabe gewinnen, das sich in der Praxis unter Umständen aber  
nur schwer durchsetzen ließe.

87)  Leistner 2014, 569-572.
88)  Hugenholtz 2009, S. 12.
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Jüngste Rechtsprechung

Neben der Rechtssache Svensson, die im Leitbeitrag dieser Ausgabe von IRIS plus behandelt wird, 
fällte der EuGH 2014 zwei weitere wichtige Urteile: In der Sache ACI Adam/Stichting de Thuiskopie 
entschied der Gerichtshof, die Ausnahme für Privatkopien könne sich nicht auf Vervielfältigungen 
aus unerlaubten Quellen erstrecken, und in der Sache UPC Telekabel Wien legte der Gerichtshof die 
Kriterien für die Rechtmäßigkeit von Anordnungen zur Sperrung von Websites fest, wenn diese 
Zugang zu rechtswidrigem Material anbieten. 

Bei den nationalen Gerichten war 2014 offensichtlich das Jahr der Haftungsfragen. Das Beru- 
fungsgericht Madrid befand, die Entwicklung von P2P-Software sei nicht per se eine Schutz-
rechtsverletzung, wobei es die Vermutung zugrunde legte, dass Entwickler von P2P-Software nicht 
als Vermittler im Sinne der Richtlinie über den elektronischen Geschäftsverkehr angesehen werden 
können. Ebenfalls im Bereich des Dateientauschs entschied der Bundesgerichtshof auf „nicht 
schuldig“, hier aber in Bezug auf Eltern im Fall von Urheberrechtsverletzungen, die mutmaßlich 
von deren erwachsenen Kindern und ohne tatsächliches Wissen der Eltern begangen wurden. 

Verstöße wurden hingegen mit zwei Urteilen in den Niederlanden festgestellt. Das Urteil des 
Amsterdamer Bezirksgerichts betrifft die Verbreitung von Fernsehsendungen durch Kabelunter-
nehmen ohne Genehmigung der Urheberrechtsinhaber. Mit dieser Entscheidung wurde die Befug-
nis der Verwertungsgesellschaft anerkannt, die Autoren zu vertreten. Das Berufungsgericht Den 
Haag urteilte in einem anderen Fall über die Frage, ob eine einstweilige Verfügung mit der unter-
nehmerischen Freiheit und dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit vereinbar ist. Unter Bezug 
hierauf hob das Gericht eine anfängliche Verfügung auf, mit der der Zugang zu The Pirate Bay für 
die Abonnenten von zwei niederländischen Internetdiensteanbietern gesperrt worden war. 

Einen Verstoß stellte auch der Oberste Gerichtshof der Vereinigten Staaten im Fall eines 
Online-Fernsehdienstanbieters fest, der es seinen Abonnenten ermöglichte, Sendungen ohne die 
Genehmigung der Urheberrechtsinhaber über das Internet zu empfangen. Dieser Beschluss gründete 
auf der Feststellung, dass die Werke dieselben und dass Bild und Ton gleichzeitig auf den Computern 
der Abonnenten zu sehen und zu hören waren.
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Gerichtshof der Europäischen Union

Keine Privatkopienvergütung bei Herunterladen 
von einer illegalen Quelle

Alexander de Leeuw
Institut für Informationsrecht (IViR), Universität Amsterdam

Am 10. April 2014 gab der Gerichtshof der Europäischen Union (EuGH) seine Stellungnahme 
zur Rechtssache C-435/12 (ACI Adam/Stichting de Thuiskopie) ab. Er äußerte sich dazu, ob 
Kopien von illegalen Quellen unter die Ausnahme für Privatkopien gemäß Richtlinie 2001/29/EG 
(Urheberrechtsrichtlinie) fallen. Nach Ansicht des Generalanwalts (GA) Villalón fallen Kopien von 
illegalen Quellen nicht in den Anwendungsbereich der Privatkopien (Siehe IRIS 2014-3/3). Der EuGH 
schloss sich den Schlussanträgen des GA an und erklärte, die Ausnahme für Privatkopien könne 
nicht für Kopien gelten, die von illegalen Quellen erstellt wurden, folglich könne die Vergütung 
nicht auf Grundlage derartiger illegaler Kopien berechnet werden.

Die Begründung des Gerichtshofs stimmt weitestgehend mit den Schlussanträgen des GA überein. 
Ein signifikanter Unterschied besteht jedoch darin, dass der EuGH den Umstand stärker betont, 
der Binnenmarkt könne negativ beeinflusst werde, wenn es Mitgliedstaaten gestattet würde, die 
Ausnahme für Privatkopien auf Kopien von illegalen Quellen anzuwenden. Darüber hinaus gründete 
der EuGH seine Entscheidung auch auf den Grundsatz strenger Auslegung und Anwendung des 
Dreistufentests gemäß der Urheberrechtsrichtlinie. Das Ergebnis in der Rechtssache stimmt mit den 
Schlussanträgen des GA überein.

Für die Niederlande, das Land, in dem die Rechtssache ihren Ursprung hat, hat diese Entscheidung 
in der Praxis zwei bedeutsame Folgen: Privatpersonen, die von illegalen Quellen herunterladen, sind 
nunmehr Urheberrechtsverletzer, und das Verfahren zur Berechnung der Privatkopienvergütung 
muss geändert werden. Zur ersten Folge erklärte die niederländische Regierung, sie werde 
Privatnutzer nicht strafrechtlich verfolgen. Stichting Brein, eine niederländische Organisation zur 
Pirateriebekämpfung, führte ebenfalls auf ihrer Website aus, sie werde ihre Durchsetzungsmaßnahmen 
nicht ändern, indem sie Vollstreckungsmaßnahmen gegen private Nutzer einführt. Rechteinhaber 
können jedoch nach wie vor Verfahren gegen privaten Download anstrengen.

Nach Angaben der niederländischen Regierung bestehe keine Notwendigkeit, das niederländische 
Urheberrechtsgesetz zu ändern, da die Formulierung des betreffenden Artikels sehr breit gehalten 
sei und eine Auslegung entsprechend dem EuGH erlaube. Die niederländische Regierung erklärte, 
die Entscheidung des EuGH werde unverzüglich in Kraft treten. Stichting Onderhandelingen 
Thuiskopievergoeding, die Organisation, welche die Privatkopienvergütung in den Niederlanden 
festlegt, muss jedoch ein neues Berechnungsverfahren erarbeiten. Bis dahin wird das alte 
Berechnungsverfahren verwendet, was bedeutet, dass bis auf Weiteres bei der Privatkopienvergütung 
nach wie vor Kopien von illegalen Quellen berücksichtigt werden. Das neue Berechnungsverfahren 
soll im Sommer 2014 eingeführt werden.

•  Urteil des Gerichtshofs (Vierte Kammer), ACI Adam u. a. gegen Stichting de Thuiskopie und 
Stichting Onderhandelingen Thuiskopie vergoeding, Rechtssache C-435/12, 10. April 2014 
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=17080

IRIS 2014-6/4
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Generalanwalt

Keine Abgabe für Privatkopien bei Herunterladen 
von einer illegalen Quelle

Alexander de Leeuw
Institut für Informationsrecht (IViR), Universität Amsterdam

In seinem Schlussantrag vom 9. Januar 2014 hat der Generalanwalt des Gerichtshofs der 
Europäischen Union (EuGH) in der Rechtssache C-435/12 geprüft, ob Kopien von illegalen 
Quellen unter die Privatkopienausnahme der Richtlinie 2001/29/EG (Urheberrechtsrichtlinie) 
fallen. Der Generalanwalt untersuchte auch die verwandte Frage, ob es im Einklang mit der 
Urheberrechtsrichtlinie steht, die Abgabe für Privatkopien auf der Grundlage von Kopien sowohl 
aus legalen als auch illegalen Quellen zu berechnen.

Gemäß Art. 5 Abs. 2 lit. b der Urheberrechtsrichtlinie können Mitgliedstaaten privates Kopieren zu 
nichtgewerblichen Zwecken durch natürliche Personen vom Tatbestand der Urheberrechtsverletzung 
ausnehmen. Die Anwendung dieser Ausnahme darf jedoch die normale Verwertung des Werks nicht 
beeinträchtigen und nicht unverhältnismäßig in die legitimen Interessen des Rechteinhabers eingreifen. 
Vor dem Hintergrund dieser Ausnahme wurde die Abgabe für Privatkopien eingeführt, deren Ziel es ist 
sicherzustellen, dass Rechteinhaber einen gerechten Ausgleich für Privatkopien ihrer Werke erhalten.

Die Urheberrechtsrichtlinie unterscheidet nicht ausdrücklich zwischen Werken aus legalen oder 
illegalen Quellen. Daraus entstand die Frage, ob kurz gesagt Artikel 5 der Urheberrechtsrichtlinie 
Kopien von Werken abdeckt, die aus illegalen Quellen stammen. Ein niederländisches 
Berufungsgericht überwies die Angelegenheit zur Vorabentscheidung an den EuGH. Nach Ansicht 
des Generalanwalts kann die Tatsache, dass die Urheberrechtsrichtlinie zwischen legalen und 
illegalen Quellen keine ausdrückliche Unterscheidung trifft, nicht bedeuten, dass der europäische 
Gesetzgeber beabsichtigte, den gerechten Ausgleich auf von illegalen Quellen beschaffte Werke 
auszuweiten. Dem liegt die Argumentation zugrunde, dass eine derartige Auslegung mit Art. 5 Abs. 
5 der Urheberrechtsrichtlinie unvereinbar wäre, d.h. dass die Ausnahmen gemäß diesem Artikel 
„nur in bestimmten Sonderfällen angewandt werden [dürfen], in denen die normale Verwertung des 
Werks [...] nicht beeinträchtigt wird“.

Stichting Thuiskopie, die Beklagte in dieser Rechtssache, machte geltend, die Abgabe für 
Privatkopien sei das einzige Instrument, dass sich wirksam mit der Veröffentlichung und Verbreitung 
urheberrechtlich geschützter Werke über illegale Quellen befasse. Die Abgabe auf Werke, die von 
illegalen Quellen stammen, trage somit tatsächlich zur normalen Verwertung bei, im Gegensatz zu 
einer Vorschrift, die jegliche Reproduktion aus illegalen Quellen untersage. Der Generalanwalt wies 
in diesem Zusammenhang darauf hin, dass die niederländische Gesetzgebung das Herunterladen 
geschützter Werke von illegalen Quellen dulde und lediglich das Hochladen solchen Materials 
verbiete. Er hält dies für einen indirekten Anreiz zur massenhaften Verbreitung geschützter Werke 
über illegale Quellen. Es sei besser, das Herunterladen geschützter Werke zu verbieten, da dies die 
Notwendigkeit eines gerechten Ausgleichs von vornherein ausräumen würde.

Der Generalanwalt kam zu dem Schluss, die Abgabe für Privatkopien könne sich nicht auf die 
Reproduktion geschützter Werke aus illegalen Quellen erstrecken. Würde sie unter die Ausnahme für 
Privatkopien fallen, würde die Abgabe unverhältnismäßig steigen, was die Gefahr unausgewogener 
Rechte für Rechteinhaber und Nutzer geschützter Werke mit sich brächte. Der Generalanwalt befand, 
dass eine Abgabe für Privatkopien nur auf der Grundlage von Reproduktionen aus legalen Quellen 
berechnet werden könne.

•  Schlussantrag des Generalanwalts Pedro Cruz Villalón, 9. Januar 2014 
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=16905

IRIS 2014-3/3
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Gerichtshof der Europäischen Union

Internetzugangsdienste können angewiesen werden, 
den Zugang zu Websites mit rechtsverletzendem Material
zu blockieren

Alexander de Leeuw
Institut für Informationsrecht (IViR), Universität Amsterdam

Am 27. März 2014 hat der Gerichtshof der Europäischen Union (GHEU) sein Urteil in der 
Rechtssache C-314/12 UPC Telekabel Wien gegen Constantin Film Verleih GmbH und Wega 
Filmproduktionsgesellschaft erlassen. Der GHEU entschied darüber, ob es zulässig sei, einen Anbieter 
von Internetzugangsdiensten anzuweisen, den Zugang seiner Kunden zu einer Website zu sperren, 
auf der urheberrechtlich geschützte Filme ohne Zustimmung der Rechteinhaber der Öffentlichkeit 
zugänglich gemacht werden.

Constantin Film und Wega sind zwei Filmproduktionsgesellschaften. Sie machten geltend, dass auf 
einer Website Filme ohne ihre Zustimmung heruntergeladen oder per Streaming angesehen werden 
konnten, an denen sie das Urheberrecht und verwandte Schutzrechte haben. Das Handelsgericht 
Wien erließ ein Urteil, mit dem UPC verboten wurde, ihren Kunden Zugang zu der beanstandeten 
Website zu gewähren. Nach dem Urteil war dieses Verbot „insbesondere durch Blockieren des 
Domainnamens und der aktuellen sowie der in Zukunft von UPC Telekabel nachgewiesenen IP-
Adressen dieser Website umzusetzen.“

UPC legte Berufung gegen das Urteil ein und machte geltend, dass die von ihr erbrachten Dienste 
nicht im Sinne des Art. 8 Abs. 3 der Urheberrechtsrichtlinie zur Verletzung eines Urheberrechts 
oder verwandter Schutzrechte genutzt würden, was eine Voraussetzung für eine Anordnung gegen 
einen Anbieter von Internetzugangsdiensten sei. Das zugrunde liegende Argument war, dass UPC 
zu den Betreibern der beanstandeten Website nicht in einer Geschäftsbeziehung stehe und nicht 
erwiesen sei, dass ihre eigenen Kunden rechtswidrig gehandelt hätten. Die möglichen Sperren 
könnten zudem technisch umgangen werden und seien übermäßig kostspielig.

Unter diesen Umständen hat der österreichische Oberste Gerichtshof dem GHEU Fragen zur 
Vorabentscheidung vorgelegt, von denen zwei besonders wichtig sind. Die erste Frage lautete: 
Wann kann davon ausgegangen werden, dass eine Person im Sinne von Art. 8 Abs. 3 der 
Urheberrechtsrichtlinie „die Dienste der Vermittler nutzt“? Zweitens fragte der österreichische 
Oberste Gerichtshof, ob es angesichts der erforderlichen Abwägung zwischen den Grundrechten 
der Beteiligten mit dem Unionsrecht vereinbar sei, den Zugang zu einer bestimmten Website ganz 
allgemein zu verbieten.

Erstens sind nach Auffassung des GHEU die Vermittler oft selbst am besten in der Lage, solchen 
Verstößen ein Ende zu setzen. Außerdem sei ein Anbieter von Internetzugangsdiensten an jeder 
Übertragung einer Rechtsverletzung im Internet zwingend beteiligt, da er durch die Gewährung 
des Zugangs zum Netz diese Übertragung möglich mache. Die Urheberrechtsrichtlinie enthalte 
keinen Hinweis darauf, dass eine spezifische Geschäftsbeziehung zwischen der das Urheberrecht 
verletzenden Person und dem Vermittler bestehen muss. Eine solche Voraussetzung laufe dem Zweck 
der Richtlinie sogar zuwider, da sie den Rechtsschutz vermindern würde. Nach Auffassung des 
Gerichtshofs besteht auch keine Notwendigkeit zu zeigen, dass die Kunden des Anbieters tatsächlich 
auf das fragliche Material zugegriffen hätten. Daher nutze die Person, die rechtsverletzende Inhalte 
im Internet zur Verfügung stellt, die Dienste des Anbieters von Internetzugangsdiensten.

Bei den Erwägungen zur zweiten Frage, wiederholte der Gerichtshof, dass ein Gleichgewicht 
zwischen den geltenden Grundrechten und den Prinzipien des Unionsrechts gewahrt werden müsse. 
Die in dieser Sache betroffenen Grundrechte seien das Recht des geistigen Eigentums, das Recht auf 
unternehmerische Freiheit und die Informationsfreiheit der Internetnutzer. Ein wichtiges EU-Prinzip 
sei in diesem Fall der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit. Auch wenn eine Anordnung gegenüber 
einem Anbieter von Internetzugangsdiensten, den Zugang zu einer Website zu blockieren, dessen 
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Recht auf unternehmerische Freiheit einschränke, lasse dies den „Wesensgehalt“ dieses Rechts 
unangetastet.

Eine grundsätzliche Anordnung, den Zugang zu einer Website zu verbieten, überlässt 
dem Anbieter von Internetzugangsdiensten die Freiheit zu entscheiden, welche spezifischen 
Maßnahmen zu ergreifen sind. Dies ermöglicht den Anbietern von Internetzugangsdiensten, die 
konkreten Maßnahmen zu bestimmen, die ihrer Geschäftstätigkeit am besten entsprechen. Die 
Rechte des geistigen Eigentums überwiegen daher unter diesen Umständen die unternehmerische 
Freiheit. Bei der Ausgestaltung der Maßnahmen müsse der Anbieter jedoch die Beachtung des 
Grundrechts auf Information der Abonnenten sicherstellen. Dabei müssten die Maßnahmen „streng 
zielorientiert sein“. Dies bedeutet, dass die Maßnahmen die Möglichkeit des rechtmäßigen Zugangs 
zu Informationen nicht beeinträchtigen dürfen.

Der Gerichtshof räumt außerdem ein, dass eine Sperre nicht notwendigerweise zu einer 
vollständigen Beendigung der Verletzung des Rechts führe. Es sei jedoch ausreichend, wenn 
durch die Maßnahmen „unerlaubte Zugriffe auf die Schutzgegenstände verhindert oder zumindest 
erschwert“ würden. Hierzu ist eine Betrachtung des niederländischen Falls XS4ALL interessant 
(Siehe IRIS 2014-3/37). In dem Fall entschied ein niederländisches Berufungsgericht unter Berufung 
auf die Abwägung der betroffenen Grundrechte, dass Anbieter von Internetzugangsdiensten den 
Zugang zu The Pirate Bay nicht blockieren müssten. Die Sperrungen wurden als unwirksam und 
unverhältnismäßig eingestuft.

Daher hindern die Grundrechte nach dem Unionsrecht ein Gericht nicht daran, eine Anordnung 
zu erlassen, mit der einem Anbieter von Internetzugangsdiensten verboten wird, seinen Kunden den 
Zugang zu einer Website zu ermöglichen, die rechtsverletzendes Material bereitstellt, wenn die von 
dem Anbieter zu ergreifenden Maßnahmen nicht angegeben werden. Ebenso ist nicht erforderlich, 
dass die Maßnahmen zur vollständigen Beendigung der Verletzung des Rechts führen.

•  UPC Telekabel gegen Constantin Film Verleih, Gerichtshof der Europäischen Union, Rechtssache 
C-314/12           
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=17016

IRIS 2014-5/2
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Deutschland

BGH verneint Störerhaftung für Filesharing volljähriger Kinder

Tobias Raab
Institut für Europäisches Medienrecht (EMR), Saarbrücken/Brüssel

Mit Urteil vom 8. Januar 2014 (Az. I ZR 1169/12) hat der I. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs 
(BGH) entschieden, dass Eltern nicht für Urheberrechtsverletzungen ihrer volljährigen Kinder 
haften, soweit sie hiervon keine konkrete Kenntnis haben.

Die klagenden Rechteinhaber, vier führende deutsche Tonträgerhersteller, waren gerichtlich 
gegen den Beklagten vorgegangen. Im Jahr 2006 waren laut Klageschrift rund 3.750 Musikdateien 
durch seinen damals 20-jährigen Stiefsohn in Tauschbörsen angeboten worden. Nach erfolgter 
Abmahnung hatten die Rechteinhaber vom Stiefvater Anwalts- und Abmahnkosten von rund EUR 
3.500 gefordert, da dieser Pflichten zur Kontrolle seines Sohn verletzt habe.
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In den Vorinstanzen hatten sowohl das Landgericht Köln (Urteil vom 24. November 2010 -  
28 O 202/10) als auch das Oberlandesgericht Köln (Urteil vom 22. Juli 2011 - 6 U 208/10) den  
Klagen der Rechteinhaber stattgegeben. Die Eltern treffe auch dann eine Kontroll- und Auf-
klärungspflicht gegenüber volljährigen Familienmitgliedern, wenn sie keinerlei Hinweis auf 
zurückliegende oder bevorstehende Urheberrechtsverletzungen hätten, so die Vorinstanzen.

Dieser Rechtsprechung widersprach der BGH. Die genannten Pflichten könnten einen 
Anschlussinhaber erst dann treffen, wenn er konkrete Kenntnis von einer drohenden Rechtsver-
letzung durch volljährige Familienmitglieder habe, beispielsweise nach erfolgter Mahnung. Eine 
grundsätzliche Kontroll- und Aufklärungspflicht unabhängig von konkreten Indizien stehe in 
Widerspruch zu dem zwischen Familienangehörigen bestehenden besonderen Vertrauensverhältnis. 
Auch führe die Eigenverantwortung Volljähriger dazu, dass ihnen ein Internetanschluss grundsätzlich 
ohne die Pflicht zur Kontrolle oder Belehrung überlassen werden dürfe.

•  Pressemitteilung des Gerichtshofs Nr. 5/2014 
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=16918

IRIS 2014-3/13
 

 

Spanien

Angebot moderner P2P-Technologie stellt keine
Schutzrechtsverletzung dar

Cristina Cullell-March
SMIT-iMinds

Am 8. April 2014 befand das Berufungsgericht Madrid einen spanischen Softwareentwickler der 
Verletzung von Rechten des geistigen Eigentums (IPR) für nicht schuldig. Gemäß dem regionalen 
Berufungsgericht ist die Entwicklung von P2P-Software legal, sie verletzt keine Schutzrechte 
(IPR); insbesondere heißt es in der Gerichtsentscheidung, P2P-Protokolle seien ein Werkzeug zur 
Verbindung von Geräten und ermöglichen es daher Nutzern, auf ihren Rechnern gespeicherte 
Inhalte zu tauschen. P2P-Software ermögliche tatsächlich direkte und dezentrale Kommunikation 
unter Nutzern, und Softwareentwickler würden nicht in den Kommunikationsprozess eingreifen, da 
der Tausch der Dateien zwischen den Geräten der Nutzer stattfinde.

Somit impliziere die Entwicklung von P2P-Software nicht per se eine Schutzrechtsverletzung, da 
diese Art von Software dazu vorgesehen sei, Geräte zu verbinden und Dateientausch zu ermöglichen. 
Entwicklung von P2P-Software verbinde weder Nutzer mit dem Netz, noch übertrage oder speichere 
sie Daten; P2P-Entwickler seien daher nicht als Vermittler zu betrachten und rechtlich nicht für 
Schutzrechtsverletzungen haftbar.

Nach spanischem Recht kommt es nur zu Schutzrechtsverletzungen, wenn urheberrechtlich 
geschützte Dateien getauscht werden; solche Handlungen sind in Spanien zweifelsfrei ungesetzlich. 
Nutzer sind daher haftbar für den Tausch urheberrechtlich geschützter Dateien, die Haftung erstreckt 
sich jedoch nicht auf Entwickler von P2P-Software. P2P-Software ermöglicht lediglich die Verbindung 
von Geräten, sie reproduziert keine Dateien oder macht sie für illegale Nutzung verfügbar.

Im Gegensatz zu anderen nationalen Rechtsprechungen, wie die der USA, betrachtet die 
Entscheidung des spanischen Berufungsgerichts weder ‚beitragsbezogene Haftung‘ noch‚ stell-
vertretende Haftung‘ für Schutzrechtsverletzungen bei P2P-Softwareentwicklung. Nach Ansicht 
des Gerichts kann ‚beitragsbezogene Haftung‘ in diesem Fall nicht angewandt werden, da der 
Softwareentwickler keine Schutzrechtsverletzung gefördert hat; die verbotenen Webseiten  
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(www.bluster.com, www.piolet.com und www.manolito.com) zeigten vielmehr deutliche Hinweise, 
dass Rechte geistigen Eigentums geschützt werden müssen. Gleichermaßen kann in diesem Fall 
auch‚ stellvertretende Haftung‘ nicht angewandt werden, da die Softwareentwickler keinerlei 
wirtschaftlichen Nutzen aus rechtswidrigem Dateientausch ziehen und vor allem weder finanziellen 
noch kommerziellen Vorteil daraus zu erlangen beabsichtigen.

•  Sentencia num. 103/2014, Audiencia Provencial Civil de Madrid, 8 Abril 2014 (Entscheidung 
103/2014, Berufungsgericht Madrid, 8. April 2014)      
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=17061

IRIS 2014-6/15
 

 

Niederlande

Kabelgesellschaften strahlen Programme 
ohne Genehmigung der Urheber aus

Youssef Fouad
Institut für Informationsrecht (IViR), Universität Amsterdam

Am 27. August 2014 hat das Amsterdamer Bezirksgericht in einem von der LIRA (einer 
Verwertungsgesellschaft für Autoren) angestrengten Verfahren wegen Verletzung von Urheberrechten 
gegen drei Kabelsender entschieden. LIRA hatte geltend gemacht, dass die Kabelunternehmen UPC, 
Zeelandnet und Ziggo ihren Abonnenten Inhalte anbieten, die eine Verletzung der Urheberrechte 
der durch LIRA vertretenen Autoren darstellen. Im Oktober 2012 hatten die Kabelgesellschaften 
ihre Zahlungen an die LIRA für Inhalte, die sie ihren Abonnenten anboten, eingestellt.

Vor Gericht machten die Kabelgesellschaften geltend, dass die Urheber nicht befugt seien, ihre 
Rechte auf LIRA zu übertragen, und somit sei LIRA nicht berechtigt, die Urheber vor Gericht zu 
vertreten. Bei ihrer Argumentation beriefen sich die Kabelfirmen auf Art. 45d des niederländischen 
Urheberrechtsgesetzes, in dem von der Annahme der Übertragung der Urheberrechte der Autoren 
audiovisueller Werke auf die Filmproduzenten ausgegangen wird. Die Kabelgesellschaften waren 
somit der Auffassung, dass die Autoren nicht befugt sind, ihre Urheberrechte abzutreten, weil diese 
a priori an die Filmproduzenten übergehen.

Das Gericht stellte fest, dass Art. 45d einer Übertragung der Urheberrechte auf die LIRA nicht im 
Wege stehe. Die Vermutung der Übertragung der Urheberrechte vom Urheber auf den Filmproduzenten 
wird wirksam, wenn der Filmproduzent das audiovisuelle Werk als vorführungsbereit betrachtet. 
Deshalb war die Übertragung der Urheberrechte an den derzeitigen und zukünftigen audiovisuellen 
Werken der Autoren auf die LIRA rechtswirksam - und ausgehend davon kann die LIRA die nicht 
geleisteten Vergütungen im Namen der Autoren einfordern.

Weiter waren die Kabelgesellschaften der Auffassung, dass die Übertragung von Urheberrechten 
zukünftiger Werke nicht den Anforderungen des Art. 3-84 (2) des Niederländischen Bürgerlichen 
Gesetzbuches (Burgerlijk Wetboek, BW) entspricht. Dieser Artikel schreibt vor, dass die Urheberrechte 
ausreichend definiert sein müssen, um übertragen zu werden.

Das Gericht stellte fest, dass im Vertrag, der die Übertragung der Urheberrechte von den Autoren 
auf die LIRA regelt, der materielle Umfang der Urheberrechte ausreichend definiert ist. Deshalb ist 
die Anforderung von Art. 3-84 (2) BW erfüllt, und damit sind die Urheberrechte übertragbar.

Darüber hinaus bestritten die Kabelgesellschaften, dass die Verträge zur Übertragung der 
Urheberrechte von den Autoren auf die LIRA das Recht auf Erstveröffentlichung des Inhaltes 
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einschließen. Nach Prüfung des Vertrags kam das Gericht zu dem Schluss, dass dieser die Übertragung 
des Rechts auf Erstveröffentlichung des Inhalts enthält.

Abschließend entschied das Gericht zugunsten von LIRA und stellte fest, dass die 
Kabelgesellschaften gegen Urheberrechte, die auf LIRA übertragen worden waren, verstoßen haben, 
indem sie ihren Abonnenten Inhalte angeboten haben, ohne die dazu notwendige Genehmigung der 
Rechteinhaber eingeholt zu haben. In der Entscheidung des Gerichts werden die Kabelgesellschaften 
aufgefordert, die Verbreitung der fraglichen Inhalte zu unterlassen; für den Fall der Zuwiderhandlung 
wurde ein Zwangsgeld angedroht.

•  Rechtbank Amsterdam, 27 augustus 2014, ECLI:NL:RBAMS:2014:5397 (Entscheidung des Amster-
damer Bezirksgerichts, 27. August 2014, ECLI:NL:RBAMS:2014:5397)    
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=17211

IRIS 2014-9/24
 

 

Internetdiensteanbieter XS4ALL und Ziggo 
müssen Zugang zu The Pirate Bay nicht sperren

Denise van Schie
Institut für Informationsrecht (IViR), Universität Amsterdam

Am 28. Januar 2014 hat das Berufungsgericht Den Haag entschieden, dass die beiden Inter-
netdiensteanbieter XS4ALL und Ziggo den Zugang zur Website The Pirate Bay für ihre Kunden nicht 
sperren müssen.

BREIN, die niederländische Vereinigung für den Schutz der Rechte der Unterhaltungsindustrie, 
hatte das Bezirksgericht um den Erlass einer einstweiligen Verfügung ersucht, um Kunden von 
XS4ALL und Ziggo den Zugang zu The Pirate Bay zu sperren. Zweck der Verfügung war es, gestützt 
auf Art. 26d des Urheberrechtsgesetzes und Art. 15e des Gesetzes über verwandte Schutzrechte 
Urheberrechtsverletzungen zu unterbinden. Gemäß diesen Artikeln kann das Gericht eine 
einstweilige Verfügung erlassen, um Verletzungen des Urheberrechts und sonstiger Rechte durch 
Dienste von Intermediären zu verhindern, indem es diese auffordert, die für die Rechtsverletzungen 
genutzten Dienste einzustellen. Am 11. Januar 2012 urteilte das Bezirksgericht Den Haag, ein 
hoher Anteil der Kunden von XS4ALL und Ziggo hätten Urheberrechtsverletzungen begangen, 
indem sie geschützte Werke ohne Zustimmung der Urheberrechtsinhaber auf die Website The Pirate 
Bay hochgeladen hätten. Das Gericht erließ eine gerichtliche Anordnung zur Sperrung des Zugangs 
zu The Pirate Bay für die Kunden von XS4ALL und Ziggo.

Mit dem Urteil des Berufungsgerichts wurde das Urteil des Bezirksgerichts aufgehoben. Das 
Gericht war der Ansicht, die Zahl der illegalen Downloader sei ungeachtet der Sperrung von The 
Pirate Bay gestiegen. Die Sperrung der Website sei daher wirkungslos gewesen, da sie Neulinge 
auf der Website nicht vom Herunterladen von Inhalten aus einer illegalen Quelle abgehalten habe. 
Zudem wurde darauf hingewiesen, dass der Rückgang der Besucherzahlen auf der Website nicht zu 
einem signifikanten Rückgang der Urheberrechtsverletzungen durch Kunden von XS4ALL und Ziggo 
geführt habe. Daher war nach Ansicht des Gerichts die Sperrung von The Pirate Bay im Hinblick auf 
die Verhinderung des illegalen Herunterladens wirkungslos.

Zudem beeinträchtige die Sperrung der Website die unternehmerische Freiheit von Ziggo 
und XS4ALL. Die Tatsache, dass die Sperrung technisch sehr einfach zu bewerkstelligen sei und 
geringe oder keine zusätzlichen Kosten verursache, verringere nicht die Auswirkung der Sperrung 
auf die unternehmerische Freiheit. Die Sperrung der Website stelle einen Eingriff in die Freiheit 
von Unternehmen dar, nach eigenem Ermessen zu handeln, und erziele nicht den beabsichtigten 
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Zweck der Verhinderung illegalen Herunterladens. Das Gericht befand daher, der Eingriff in die 
unternehmerische Freiheit sei nach dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz ungerechtfertigt.

BREIN machte geltend, XS4ALL und Ziggo hätten wissentlich und grundsätzlich Verletzungen 
von Rechten des geistigen Eigentums durch ihre Kunden im großen Stil erleichtert und somit 
gefördert, als sie den Zugang zu The Pirate Bay nicht wie vom Bezirksgericht angeordnet sperrten. 
Das Berufungsgericht betrachtete diesen Anspruch als unbegründet, da es die angeordnete Sperrung 
für wirkungslos und unverhältnismäßig befand.

•  Gerechtshof Den Haag, 28 januari 2014, ECLI:NL:GHDHA:2014:88, Ziggo & XS4ALL/BREIN (Beru-
fungsgericht Den Haag, 28. Januar 2014, ECLI:NL:GHDHA:2014:88, Ziggo & XS4ALL v BREIN) 
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=16928
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Vereinigte Staten

Supreme Court verbietet Online-Fernsehdienst Aereo

Jonathan Perl
Locus Telecommunications, Inc.

Am 25. Juni 2014 hat der Supreme Court, der Oberste Gerichtshof der USA, entschieden, dass 
das Vorgehen des Online-Fernsehdiensts Aereo, Inc. („Aereo“), seinen Abonnenten über Internet 
Fernsehsendungen ohne die Zustimmung der Rechteinhaber bereitzustellen, gegen das Urhebergesetz 
(„Gesetz“) verstoße.

Der Oberste Gerichtshof schloss sich der Argumentation der Programmrechte-Inhaber an, die 
im Geschäftsgebaren von Aereo ihr Recht, „ihre Werke“ im Sinne des Urhebergesetzes „öffentlich 
aufzuführen“ verletzt sahen. Wie der Gerichtshof ausführte, liege eine öffentliche Aufführung der 
Werke im Sinne des Gesetzes vor, da Aereo die urheberrechtlich geschützten Werke mittels eigener, 
in einer Zentrale und nicht zu Hause bei den Nutzern befindlicher Anlagen übertrage.

Die Verteidigung des Online-TV-Anbieters baute im Wesentlichen auf dem Argument auf, 
Aereo betreibe keine öffentliche Aufführung der Werke im Sinne des Gesetzes, da lediglich eine 
Privatübertragung erfolge, die ausschließlich dem jeweiligen Abonnenten zur Verfügung stehe und 
eine nutzerspezifische Programmkopie generiere. Der Oberste Gerichtshof wies dieses Argument 
zurück und stellte das Vorliegen einer öffentlichen Aufführung durch eine Rechtspersönlichkeit 
fest. Ausschlaggebend sei nicht die Frage, ob die Aufführung durch eine oder mehrere 
Übertragungen erfolge, sondern dass sie dasselbe Werk zum Gegenstand habe und dass Bild und 
Ton zeitgleich am Computer des Abonnenten zu sehen und zu hören seien. Da Aereo dieselben, 
gleichzeitig wahrnehmbaren Video- und Tonsignale an eine breite Anzahl von Menschen verbreite, 
die miteinander nicht in Bezug stünden, betreibe der Anbieter, so der Oberste Gerichtshof, eine 
öffentliche Wiedergabe.

•  Judgment of the Supreme Court , American Broadcasting Cos.,Inc.,et al. v. Aereo, Inc., Fka Bam-
boomlabs, Inc., 25 June 2014 (Urteil des Obersten Gerichtshofs, American Broadcasting Cos., 
Inc.,et al. g. Aereo, Inc.,Fka Bamboomlabs, Inc., 25. Juni 2014)     
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=17151

IRIS 2014-8/37
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Grenzüberschreitender Zugang 
zu Online-Inhalten:  

die Mauern einreißen?
Francisco Javier Cabrera Blázquez & Sophie Valais

Europäische Audiovisuelle Informationsstelle

I. Einleitung

Am 12. September 2014 hielt Nellie Kroes, die für die Digitale Agenda zuständige scheidende 
Vizepräsidentin der Europäischen Kommission, bei der International Broadcasting Convention 
(IBC) 2014 eine Rede1, in der sie von ihrem Traum „eines Marktes, der offen, grenzenlos und 
wettbewerbsorientiert ist“ sprach. Damit Kroes’ Traum wahr werden kann, müssen der Binnenmarkt 
angenommen (Kroes zufolge „unser Kronjuwel“) und Barrieren niedergerissen werden. „Die 
Technologie ist unserem Rechtsrahmen drei Schritte voraus; territoriale Beschränkungen versperren 
lediglich den Weg... [D]ie Vorschriften von heute behindern die digitale Zukunft von morgen.“ 
Sie gab ihren Nachfolgern in der Europäischen Kommission darüber hinaus einen interessanten 
Rat mit auf den Weg: „Regulieren Sie nicht zu stark oder zu schnell: In einigen Märkten, die 
sich noch verändern und konvergieren, wären Maßnahmen verfrüht. In anderen Bereichen wie 
dem Urheberrecht ist eine Reform längst überfällig.“ Sie führte ein Beispiel dafür an, warum 
eine Urheberrechtsreform erforderlich sei: „Viele Menschen fragen mich, warum kann ich 
nicht zahlen, damit ich meine Lieblingssendung auf Reisen sehen kann? Oder das Spiel meiner 
Lieblingsfußballmannschaft von zuhause aus? Und ich weiß einfach nicht, wie ich ihnen antworten 
soll.“ Viele können diese Aussage sicher bestätigen. Eine Lösung zu finden erweist sich jedoch nicht 
so einfach wie die Formulierung des Problems. Und es ist sogar fraglich, ob dies eine Frage ist, die 
sich einfach durch eine Urheberrechtsreform lösen lässt.  

Der folgende Ausdruck gesunden Menschenverstands wird Albert Einstein zugeschrieben: „Hätte 
ich eine Stunde, um ein Problem zu lösen, würde ich 55 Minuten über das Problem und fünf  
Minuten über die Lösung nachdenken.“ Die Europäische Kommission hat sich tatsächlich nicht nur 
einige Minuten, sondern einige Jahre zugestanden, über das „Urheberrechtsproblem“ nachzudenken. 
Dieser Artikel beschreibt die jüngsten Maßnahmen, die die Kommission in Bezug auf eine Reform 
des gegenwärtigen Urheberrechtsrahmens unternommen hat, darunter auch die neuen, vom 
designierten Präsidenten Jean-Claude Juncker entwickelten Pläne der Europäischen Kommission.

1)  Kroes N., “Taking TV and film into the digital age”, International Broadcasting Convention (IBC) 2014, Amsterdam, 12. 
September 2014, abrufbar unter: http://europa.eu/rapid/press-release_SPEECH-14-594_en.htm



2014-4  p.38

© 2014, Europäische Audiovisuelle Informationsstelle, Straßburg (Frankreich)

ZOOM

II. Jüngste Maßnahmen

In ihrer Mitteilung vom 18. Dezember 2012 über Inhalte im digitalen Binnenmarkt2  legte die 
Europäische Kommission zwei parallele Handlungsrichtungen fest: Einerseits will sie die laufenden 
Arbeiten zur Überarbeitung und Modernisierung des EU-Rechtsrahmens für das Urheberrecht 
abschließen, indem sie 2014 darüber entscheidet, ob Vorschläge für eine Rechtsreform eingebracht 
werden, und andererseits im Rahmen des „Lizenzen für ganz Europa“ betitelten Dialogs von 
Interessenvertretern zu Fragen, bei denen rasche Fortschritte nötig und möglich erscheinen, 
praktikable, industrieorientierte Lösungen fördern.

1. Lizenzen für ganz Europa

Die Kommission begann den Dialog „Lizenzen für ganz Europa“ mit den Interessenvertretern im 
Februar 2013.3 Er wurde in vier thematischen Arbeitsgruppen geführt: 

•  Grenzüberschreitender Zugang und Portabilität der Dienste: Wie ist grenzüberschreitender 
Online-Zugriff und die „Portabilität“ von Inhalten über Grenzen hinweg unter Berücksichtigung 
neuer Entwicklungen wie Cloud-Computing und legaler grenzüberschreitender Zugang 
zu in der Cloud gespeicherten Inhalten und Diensten zu fördern? Wie können praktische 
Lösungen zur Förderung des multiterritorialen Zugangs gefunden und Einschränkungen für 
grenzüberschreitenden Absatz überwunden werden?

•  Nutzergenerierte Inhalte und Mikro-Lizenzierung für Kleinnutzer geschützter Werke: Wie 
kann Transparenz gefördert und sichergestellt werden, das Endnutzer mehr Klarheit über die 
rechtmäßige bzw. unrechtmäßige Verwendung geschützten Materials und leichteren Zugang 
zu rechtmäßigen Lösungen haben?

•  Einrichtungen des audiovisuellen Erbes: Wie kann die Hinterlegung und Online-Zugänglichkeit 
von Filmen in der EU sowohl für kommerzielle als auch nichtkommerzielle kulturelle und 
Bildungszwecke erleichtert werden? 

•  Text- und Daten-Mining zu Forschungszwecken: Wie kann die effiziente Nutzung von Text- 
und Daten-Mining zu Forschungszwecken gefördert werden?

Als zentrales Ergebnis des Dialogs „Lizenzen für ganz Europa“ mit den Interessenvertretern sind 
die folgenden „Zehn Zusicherungen für einen besseren Zugang zu Online-Inhalten“ festzuhalten:4

01. Weiterentwicklung der grenzüberschreitenden Portabilität von Abonnementdiensten
02. Bessere Verfügbarkeit von E-Books über Landes- und Gerätegrenzen hinweg
03. Vereinfachte Musiklizenzierung
04. Vereinfachter Zugang zu Druckwerken und Bildern
05. Ermöglichung der Identifizierung von Werken und Rechten online
06. Aktivere Einbeziehung von Lesern in die Online-Presse
07. Mehr alte Filme online verfügbar
08. Bereitstellung von Fernseharchiven durch Digitalisierung
09. Verbesserte Identifizierung und Auffindbarkeit audiovisueller Inhalte online
10.  Einfacheres Text- und Daten-Mining in Abonnementmaterial für die nichtkommerzielle 

Forschung

Diese Zusicherungen wurden von Urheberrechtsinhabern in einzelnen Fällen über verschiedene 
Sektoren hinweg vereinbart, oder sie stellen plurilaterale Verpflichtungszusagen seitens eines 
Sektors der Industrie dar. 

2)  Mitteilung der Kommission über Inhalte im digitalen Binnenmarkt, KOM/2012/0789 endg., abrufbar unter: http://eur-
lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:52012DC0789&from=DE

3)  http://ec.europa.eu/licences-for-europe-dialogue/
4)   Licences for Europe - Ten pledges to bring more content online, abrufbar unter:  http://ec.europa.eu/internal_market/

copyright/docs/licences-for-europe/131113_ten-pledges_en.pdf
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Von allen Zusicherungen ist wahrscheinlich die erste zur grenzüberschreitenden Portabilität 
von Abonnementdiensten diejenige, welche den Kern der Diskussion zum digitalen Binnenmarkt 
am ehesten trifft. Gegenwärtig wird in Europa Abonnenten audiovisueller Online-Dienste wie 
gestreamter Pay-TV- oder VoD-Dienste der Zugang zu diesen Diensten außerhalb ihres Heimatlandes 
verwehrt. Wenngleich multi-territoriale Lizenzierung möglich ist, ist der Vertrieb von Inhalten 
bisweilen vertraglich durch Diensteanbieter und/oder Rechteinhaber auf einen einzelnen EU-
Mitgliedstaat begrenzt. Um diesen Zustand zu ändern, wurde von Vertretern des audiovisuellen 
Sektors5 eine Erklärung6 herausgegeben, in der sie ihr „fortgesetztes Interesse an der Entwicklung 
grenzüberschreitender Portabilität rechtmäßig erworbener audiovisueller Inhalte durch die 
maßgeblichen Dienste bei Auslandsreisen und ihre Bereitschaft bekräftigen, weiterhin an deren 
Fortentwicklung zu arbeiten, wo dies wirtschaftlich nachhaltig ist, unter der Voraussetzung, dass 
der Inhalt gesichert werden kann, und unter Berücksichtigung der kulturellen Vielfalt.“

Die Unterzeichner stellten erfolgreiche Entwicklungen bei der grenzüberschreitenden 
Übertragbarkeit rechtmäßig erworbener audiovisueller Inhalte unter den Vorbehalt folgender 
Anforderungen: 

•  ein freiwilliger, vom Markt bestimmter Ansatz, der Marktteilnehmern die Freiheit lässt, mit 
neuen Geschäftsmodellen zu experimentieren, wobei sie die rasch voranschreitende Evolution 
in den digitalen Marktplätzen der EU berücksichtigen,

•  Industrieinitiativen, welche sich auf klare Marktsignale stützen und in tatsächlicher und 
nachweislicher Verbrauchernachfrage wie auch sicherer Technologie zur Ermöglichung und 
Verwaltung des individuellen Zugangs autorisierter Benutzer verankert sind,

• kommerzielle und vertragliche Freiheiten,
•  differenzierte Finanzierungs- und Vertriebsstrategien für jeden Typ von audiovisuellem 

Inhalt, wobei die Erzielung und Maximierung von Vertriebseinnahmen betont werden, um 
die Nachhaltigkeit und Wettbewerbsfähigkeit der audiovisuellen Inhalteindustrien in Europa 
aufrecht zu erhalten, und

•  vollständige Übereinstimmung mit EU-Wettbewerbsrecht und Grundsätzen der Verbraucher-
information.

Entsprechend schlugen die Unterzeichner vor, „zu einem gemeinsam vereinbarten Zeitpunkt mit der 
Kommission zusammenzutreffen, um die Prüfung zukünftiger Marktentwicklungen in Bezug auf die 
grenzüberschreitende Übertragbarkeit rechtmäßig erworbener audiovisueller Inhalte fortzusetzen.“

2. Öffentliche Konsultation zur Überprüfung der Regeln zum EU-Urheberrecht

Am 5. Dezember 2013 eröffnete die Europäische Kommission eine öffentliche Konsultation zur 
Überprüfung der Regeln zum EU-Urheberrecht.7 Die Konsultation stützt sich auf Themen, die in 
der Mitteilung über Inhalte im digitalen Binnenmarkt aufgeführt sind, d.h. „territoriale Regeln im 
Binnenmarkt, Harmonisierung, Beschränkungen und Ausnahmen vom Urheberrecht im digitalen 
Zeitalter, Fragmentierung des Urheberrechtemarkts der EU sowie Verbesserung der Wirksamkeit und 
Effizienz der Durchsetzung bei gleichzeitiger Stärkung ihrer Legitimität im breiteren Kontext des 
Urheberrechts.“8

5)  Unterzeichner sind die Vereinigung kommerzieller Sender (ACT), die Europäische Koordination unabhängiger Produzenten 
(CEPI), Europa Distribution, EUROVOD, die Föderation europäischer Filmregisseure (FERA), die internationale Vereinigung 
der Verbände der Filmverleiher (FIAD), der internationale Verband der Filmproduzenten (FIAPF), die unabhängige Film- 
und Fernsehallianz (IFTA), der internationale Videoverband (IVF), der internationale Filmverband (MPA), die Vereinigung 
der Sportrechteinahber (SROC) und die Gesellschaft audiovisueller Autoren (SAA).

6)  Licences for Europe – Structured Stakeholder Dialogue 2013 - WG 1 Audiovisual Subgroup- Joint Statement on Cross-
border Portability of lawfully-acquired Audiovisual Content. Abrufbar unter: http://ec.europa.eu/licences-for-europe-
dialogue/sites/licences-for-europe-dialogue/files/1-AV-portability.pdf

7)  http://ec.europa.eu/internal_market/consultations/2013/copyright-rules/index_de.htm
8)  Diese Konsultation gründet sich auf frühere Konsultationen und öffentliche Anhörungen, insbesondere auf das Grünbuch 

zum Urheberrecht in der wissensbestimmten Wirtschaft sowie auf das Grünbuch über den Online-Vertrieb audiovisueller 
Werke und Online-Inhalte. 
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Der Fragebogen enthält sechs Hauptpunkte:

1. Rechte und Funktionsweise des Binnenmarkts
2. Beschränkungen und Ausnahmen im Binnenmarkt
3. Privatkopien und Reproduktionen
4. gerechte Vergütung für Autoren und ausübende Künstler
5. Achtung von Rechten
6. ein einheitlicher EU-Urheberrechtstitel

Im Juli 2014 veröffentlichte die Kommission einen Bericht zur Zusammenfassung der mehr als 
9.500 Antworten auf das Konsultationspapier und der über 11.000 Mitteilungen, unter anderem 
Fragen und Kommentare, die bei der hierzu  eigens eingerichteten E-Mail-Adresse der Kommission 
eingegangen waren.9 Das Dokument zeigte eine Fülle polarisierter Meinungen: Während die 
Urheberrechtsindustrie offenkundig eine Beibehaltung des Status quo favorisiert, befürworten 
der IT-Sektor und Servicenutzer eine grundlegende Reform des bestehenden EU-Urheberrechts- 
rahmens. 

Hinsichtlich des grenzüberschreitenden Zugangs zu Online-Inhalten berichtete die Mehrheit 
der antwortenden Verbraucher, sie seien, abhängig vom geographischen Standort ihrer IP-Adresse, 
regelmäßig mit Zugangsbeschränkungen konfrontiert. Diese Beschränkungen führten häufig je 
nach Mitgliedstaat zu Preisdiskriminierung und zu unterschiedlichen Konditionen für identische 
Produkte und Dienstleistungen. Der Kommissionsbericht kommt zu dem Schluss, dass Verbraucher 
allgemein wünschen, Zugang zu allen Inhalten aller Online-Läden in allen Ländern zu haben. 
Als absolutes Minimum erwarten Verbraucher Transparenz hinsichtlich der Möglichkeit eines 
grenzüberschreitenden Zugangs zu Inhalten und zu maßgeblichen territorialen Einschränkungen. 
Bibliotheken berichteten ebenfalls von Problemen bei der Bereitstellung von Inhalten über Grenzen 
hinweg, wobei einige erklärten, diese Probleme seien nicht nur der Tatsache geschuldet, dass 
Urheberrecht territorialen Charakter hat, sondern auch technologischen, regulatorischen und 
steuerrechtlichen Unterschieden zwischen EU-Mitgliedstaaten.

Der audiovisuelle Kreativsektor stimmt offenkundig im Allgemeinen zu, dass kulturelle, 
sprachliche und regulatorische Unterschiede zwischen Mitgliedstaaten neben Aspekten von 
Marktstrategien und Geschäftspraktiken von Diensteanbietern, die im digitalen Binnenmarkt tätig 
sind, den territorialen Charakter der angebotenen Dienstleistungen beeinflussen. In diesem Sektor 
bewerten die meisten Antworten den exklusiven Vertrieb auf territorialer Basis als Instrument 
für Rechteinhaber, eine angemessene Finanzierung für die Produktion von Filmen und sonstigen 
audiovisuellen Werken sicherzustellen. 

Autoren und ausübende Künstler erklärten, es seien multi-territoriale Lizenzen verfügbar 
(zumindest im Buch-, Bild- und Musiksektor) und kommerzielle Entscheidungen der Diensteanbieter 
bestimmten, wie, wann und wo Dienste zum Vertrieb digitaler Inhalte aufgenommen werden. Viele 
Rundfunkveranstalter betrachten die Sehgewohnheiten der Verbraucher, die Verbrauchernachfrage, 
die Sprache, die Möglichkeit, Verbraucherunterstützung in mehr als einer Sprache anzubieten, sowie 
die Vermarktungskosten als Gründe, warum der Anreiz fehlt, Dienste über mehrere Mitgliedstaaten 
hinweg bereitzustellen. 

Filmproduzenten waren grundsätzlich der Ansicht, der relative Mangel an multi-territorialen 
Diensten stehe in keinem Zusammenhang mit dem Urheberrecht und das aktuelle EU-Urheberrecht 
sollte nicht geändert werden. Diensteanbieter würden in erster Linie ein nationales oder spezielles 
sprachliches Publikum bedienen und seien daher mit Ausnahme von Gebieten, in denen dieselbe 
Sprache gesprochen wird, nicht an multi-territorialen Lizenzen interessiert. Sie verwiesen darauf, 
dass multi-territorialer Vertrieb aufgrund notwendiger zielgerichteter lokaler Werbekampagnen, 
der Einstellung mehrsprachiger Mitarbeiter für den Kundendienst, der Nutzung unterschiedlicher 

9)  Report on the responses to the Public Consultation on the Review of the EU Copyright Rules, Juli 2014, abrufbar unter: 
http://ec.europa.eu/internal_market/consultations/2013/copyright-rules/docs/contributions/consultation-report_en.pdf



© 2014, Europäische Audiovisuelle Informationsstelle, Straßburg (Frankreich)

2014-4  p.41

Bereitstellungsnetze und variierender territorialer Internetkosten, Breitbandverbreitung, Mehr-
wertsteuersätze usw. sehr kostspielig sein könne. 

Einige Diensteanbieter (zum Beispiel VoD-Plattformen) gaben an, sie seien aufgrund territorialer 
Lizenzierung vertraglich verpflichtet, grenzüberschreitenden Zugang zu ihren Inhalten zu unter-
binden. Faktoren ohne urheberrechtlichen Bezug werden ebenfalls ins Kalkül gebracht, wenn über 
eine mögliche Aufnahme von multi-territorialen Diensten entschieden wird. Dazu gehören:

• die Kosten für die Einhaltung divergierender Verbraucherschutzgesetze,
• nationale Klassifizierungssysteme, Jugendschutzverpflichtungen,
• Besteuerung,
• Veröffentlichungsfristen,
• Regulierung für Privatkopien,
•  die Kosten für Kontextanpassung (d.h. marktspezifisches Marketing) und Versionierung 

(Untertitelung und Synchronisation),
•  die Kosten für Kundenbetreuung und Beantwortung von Kundenbeschwerden in mehreren 

Sprachen,
• fehlende gemeinsame technische Standards für die Inhaltebereitstellung,
•  das Betrugs- und Zahlungsausfallrisiko und die unterschiedlichen Wirtschaftsumfelder, die 

einen einheitlichen Preis unmöglich machen,
• fehlende digitale Infrastruktur/Zugang zu Hochgeschwindigkeitsbreitbandverbingungen,
• Schwierigkeiten beim Zahlungsverkehr, und
• divergierende Präferenzen der Werbetreibenden. 

Schließlich verweisen Anbieter audiovisueller Dienste auf unzureichende Nachfrage nach 
grenzüberschreitenden Diensten. 

Unter den Vertretern der Industrie herrscht dem Anschein nach ein gewisses Einvernehmen im 
Hinblick auf die Gründe dafür, weshalb grenzüberschreitender Zugang zu Online-Inhalten bislang 
alles andere als vollkommen ist, die Notwendigkeit weiterer gesetzgeberischer Maßnahmen löst 
jedoch unterschiedliche Reaktionen in der Industrie aus. Die große Mehrheit der Autoren und 
ausübenden Künstler befürwortet weitere Maßnahmen für eine stärkere grenzüberschreitende 
Verfügbarkeit von Inhalten, viele sind allerdings der Ansicht, Maßnahmen sollten eher in Bereichen 
wie Verbraucherschutz, Zahlungsbestimmungen und Mehrwertsteuer als im Bereich des Urheberrechts 
ergriffen werden. Einige Rundfunkveranstalter glauben, der Markt werde sich ganz von allein in 
Richtung grenzüberschreitende Bereitstellung von Inhalten bewegen, wo dies wirtschaftlich tragfähig 
sei. Auseinander gehen die Ansichten hingegen bei der Notwendigkeit weiterer Maßnahmen auf EU-
Ebene im Bereich der Territorialität: Einige (in der Hauptsache kommerzielle) Rundfunkveranstalter 
sehen keinen Bedarf an legislativen Änderungen, wohingegen insbesondere öffentlich-rechtliche 
Rundfunkveranstalter gewisse gesetzgeberische Änderungen für erforderlich halten. 

Öffentlich-rechtliche Rundfunkveranstalter treten für die Anwendung des Ursprungslandansatzes 
bei Online-Mediendiensten (zumindest bei rundfunkbezogenen Online-Diensten) und dafür ein, 
das gegenwärtig für die Weiterverbreitung im Kabel geltende System nach der Satelliten- und 
Kabelrichtlinie auch auf die gleichzeitige Weiterverbreitung von Sendungen über Online-Plattformen 
anzuwenden. Für Abrufdienste, die mit linearen Sendungen in Zusammenhang stehen (zum Beispiel 
Mediatheken) und die vom Rundfunkveranstalter selbst oder von Dritten angeboten werden können, 
schlagen sie eine Lösung in Form des Systems erweiterter kollektiver Lizenzierung der zugrunde 
liegenden Rechte an Werken und anderen Schutzgegenständen vor, wie es bei Rundfunksendungen 
angewandt wird. Eine Minderheit von Rundfunkveranstaltern erklärt, es gebe allgemeinen 
Verbesserungsbedarf im Hinblik auf die Lizenzierungsmodelle in Europa und die Förderung von 
One-Stop-Lizenzierung. Die überwältigende Mehrheit der Verwertungsgesellschaften sieht keine 
Notwendigkeit, in Urheberrechtsfragen tätig zu werden, wenngleich viele Handlungsbedarf in anderen 
Bereichen wie Besteuerung erkennen. Verwertungsgesellschaften, die im audiovisuellen Sektor 
tätig sind, sind der Ansicht, dass multi-territoriale Lizenzvergabe mit einem Vergütungsrahmen für 
audiovisuelle Autoren einhergehen sollte. Ihrer Meinung nach sind territoriale Begrenzungen bei 
der Lizenzvergabe in einigen Fällen eine notwendige Konsequenz aus dem exklusiven territorialen 
Vertrieb audiovisueller Werke. Die meisten Diensteanbieter verlangen nach einer Vereinfachung 

ZOOM
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des Lizenzierungsprozesses im Binnenmarkt. Sie führen den Mangel an Informationen über den 
urheberrechtlichen Status von Inhalten als ein Haupthindernis für die Klärung von Rechten und 
die Lizenzierung in der EU an. Einige betonen die Notwendigkeit, Rechtsinformationsinitiativen 
zu entwickeln und die Transparenz hinsichtlich der Rechte an einem bestimmten Repertoire zu 
steigern. Wieder andere befürworten eine One-Stop-Shop-Lizenzierung auf der Grundlage des 
Herkunftslandprinzips und eine Verpflichtung von Verwertungsgesellschaften zur Lizenzierung 
von Werken. In Bezug auf die grenzüberschreitende Übertragbarkeit von Diensten wenden sie ein, 
Lizenzen sollten es ihnen ermöglichen, Verbraucher, die für den Inhalt bezahlt haben, auch bei 
Reisen innerhalb der EU weiterhin bedienen zu können. Einige fordern auch eine harmonisierte 
Mehrwertbesteuerung für Online-Dienste und Inhalte.

III.  Nächste Schritte? Die neuen Pläne  
der Europäischen Kommission

Die Kommission hatte angedeutet, im Sommer 2014 werde ein Weißbuch als Folgemaßnahme  
der Urheberrechtskonsultation veröffentlicht. Das Weißbuch sollte einen Plan für die Richtung 
enthalten, die die nächste Kommission einschlagen sollte, und sollte den Weg für gesetzgeberische 
Vorhaben des nächsten Parlaments (2014-2019) zu einer Reihe wichtiger Fragen wie grenzüber-
schreitender Vertrieb, Hyperlinks und Browsen, bestimmte Ausnahmen (von Bibliotheken und 
Archiven bis zu Bildung und Forschung, Nutzung durch Menschen mit Behinderungen, Text- 
und Daten-Mining sowie nutzergenerierte Inhalte), Abgaben für Privatkopien, Kennungen und 
Formalitäten sowie zivilrechtliche Durchsetzung ebnen. Nach mehrfachem Aufschub wurde die 
Veröffentlichung dieses Weißbuches schließlich von der politischen Agenda gestrichen. Dies lag 
zum Teil an unterschiedlichen Ansätzen der Generaldirektionen in der Kommission, die sich auch 
auf Ebene des Rates widerspiegelten, wo die Haltung der Mitgliedstaaten zu diesen Fragen stark 
polarisiert ist, aber auch an der Neuzuordnung der Aufgabenfelder in der neuen Kommission.

Der designierte Präsident der Europäischen Kommission, Jean-Claude Juncker, verkündete am 
10. September 2014 die Verteilung der Zuständigkeiten in seinem Team sowie die Art und Weise, in 
der die Arbeit in der neuen Europäischen Kommission organisiert wird.

Die neue Kommission wird zusätzlich zum Hohen Vertreter für Außen- und Sicherheitspolitik 
sechs Vizepräsidenten umfassen. Juncker hat die Vizepräsidenten mit spezifischen Aufgaben 
betraut. Dazu gehören die Zuständigkeit für eine Reihe klar definierter vorrangiger Projekte sowie die 
Lenkung und übergreifende Koordination von Tätigkeiten in der Kommission in Schlüsselbereichen 
und nach den politischen Leitlinien.10

Juncker hat beschlossen, die neue Kommission in Projektteams zu organisieren. Eines der Teams 
mit der Bezeichnung „Digitaler Binnenmarkt“ unter der Leitung von Andrus Ansip, Vizepräsident 
für den digitalen Binnenmarkt, wird dafür verantwortlich sein, „nationale Silostrukturen in der 
Telekommunikationsregulierung, bei der Gesetzgebung für das Urheberrecht und den Datenschutz, bei 
der Verwaltung des Frequenzspektrums und in der Anwendung von Wettbewerbsrecht“ aufzubrechen. 
Es soll für eine bessere Nutzung der Möglichkeiten sorgen, die digitale Technologien bieten.

Als Mitglied des Projektteams für den digitalen Binnenmarkt erhielt Günther Oettinger, 
Kommissar für digitale Wirtschaft und Gesellschaft, von Juncker eine Aufgabenbeschreibung, in der 
dieser ihn bittet, sich unter anderem auf die „Vorbereitung ehrgeiziger gesetzgeberischer Schritte 
zu einem vernetzten digitalen Binnenmarkt“ zu konzentrieren. Diese Schritte werden innerhalb 
der ersten sechs Amtsmonate der neuen Kommission erwartet. In der Aufgabenbeschreibung heißt 
es, „die Urheberrechtsvorschriften sind im ersten Abschnitt dieser Amtszeit vor dem Hintergrund 
der digitalen Revolution, neuen Verbraucherverhaltens und der kulturellen Vielfalt Europas zu 
modernisieren.“

10)  Ein neuer Start für Europa - Jean-Claude Junckers politische Leitlinien - 15/07/2014, abrufbar unter: ec.europa.eu/
about/juncker-commission/docs/pg_de.pdf
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Dieser Beitrag will in keiner Weise über zukünftige Entscheidungen der Europäischen Kommission 
spekulieren. Eines ist jedoch klar: Die Reform des EU-Urheberrechtsrahmens, wie sie Juncker 
angekündigt hat, wird sicherlich auf den oben erwähnten Bemühungen der Kommission in diesem 
Bereich aufbauen.
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